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Bauleitplanung der Hansestadt Wismar

Teilbebauungsplan Nr. 12/91/2 Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet Alter 

Hafen, 1. Änderung, Teilbereich 3

Abwägungs- und Satzungsbeschluss

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 10.03.2014 Bauausschuss Vorberatung

Öffentlich 27.03.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie eines 
Bürgers zum Entwurf des Teilbebauungsplanes Nr. 12/91/2 „Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet 
Alter Hafen, 1. Änderung, Teilbereich 3 mit dem Ergebnis geprüft, dass

a) die planungsrechtlich relevanten Anregungen und Hinweise von
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt, Bereich Immissionsschutz und Klimaschutz, Abfall 
und Kreislaufwirtschaft
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt, Bereich Naturschutz, Wasser und Boden
Bürgermeister als untere Behörde für Brandschutz
Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz
Landesamt für Kultur und Denkmalpflege
Stadtwerke Wismar GmbH
Landrätin Landkreis Nordwestmecklenburg, Kataster- und Vermessungsamt
berücksichtigt und

b) die planungsrechtlich relevanten Anregungen und Hinweise von
Dr. Blei
teilweise berücksichtigt werden.
(Begründung zur Abwägung siehe Anlage 1)

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie eines 
Bürgers geprüft und beschließt die Abwägung (Entscheidung über Anregungen) entsprechend dem 
Vorschlag der Verwaltung.

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt den Teilbebauungsplan Nr. 12/91/2 
„Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet alter Hafen“, 1. Änderung, Teilbereich 3 bestehend aus der 



Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen (Teil B) in der vorliegenden Fassung gemäß 
§ 10 BauGB in Verbindung mit § 86 der Landesbauordnung M-V und § 5 der Kommunalverfassung 
als Satzung  (vgl. Anlage 2)

3. Die Begründung zum Teilbebauungsplan Nr. 12/91/2 „Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet 
Alter Hafen“, 1. Änderung, Teilbereich 3 wird von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar gebilligt 
(vgl. Anlage 3)

4.  Die Verwaltung wird beauftragt, den Einwendern von Anregungen nach Satzungsbeschluss 
das Ergebnis der Prüfung der fristgerecht eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3  Abs. 2 BauGB 
mitzuteilen.

5. Der Teilbebauungsplan Nr. 12/91/2  „Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet Alter Hafen“, 1. 
Änderung, Teilbereich 3 wurde aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt 
Wismar entwickelt. Er ist nach Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu 
machen.

Begründung:
siehe Anlagen

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich 
folgende finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

                           X Keine finanziellen Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr

Ergebnishaushalt

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Ertrag in Höhe von

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Einzahlung in Höhe von

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Auszahlung in Höhe von



Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung

Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Ertrag in Höhe von

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr 
(bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Ertrag in Höhe von

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Einzahlung in Höhe von

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung

Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Ertrag in Höhe von

Produktkonto 
/Teilhaushalt:

Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr 
(bei Bedarf):



3. Investitionsprogramm

Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten

Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:

                         X neu

                         X freiwillig

eine Erweiterung

Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
Anlage 1 Abwägung
Anlage 2 (2a-2d) Bebauungsplan
Anlage 3 (3a-3b) Begründung zum Bebauungsplan

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Anlage 1 
 
Abwägung zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 12/91/2 „Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet Alter Hafen“  
1. Änderung, Teilbereich 3 gemäß § 1 Abs. 7 BauGB  
 
 
 
 
1. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 
 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB 
 
 

Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wurde auf Grund der geringfügigen Änderungen im 
Teilbereich 3 gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 

 
 
 
 
2.  Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB  
 Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 (2) BauGB 
 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom 
18.04.2013 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.  

 
Von 36 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 28 eine Stellungnahme abgegeben 
(Schreiben siehe Anhang 1 zur Anlage 1).  
Sechs Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie zwei Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon 
auszugehen, dass von diesen Trägern wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
1. Landrätin als untere Abfallbe-

hörde und untere Bodenschutz-
behörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst  Umwelt 
SG Abfallwirtschaft, Altlasten 
und Immissionsschutz 

Keine entgegenstehenden Belange 
Aus Bodenschutzrechtlicher Sicht ergeben sich aus 
der geplanten Änderung keine neuen Anforderungen 

Kenntnisnahme 

    
2. Bürgermeister als untere Immis-

sionsschutzbehörde 
Keine Bedenken oder weitere Hinweise  
Die immissionsschutzrechtlichen Belange werden in 
den textlichen Festsetzungen unter Pkt. 6 sowie in 
der Begründung unter Pkt. 2.6 bereits berücksichtigt. 

Kenntnisnahme 

    
3. Staatliches Amt für Landwirt-

schaft und Umwelt Schwerin 
(StALU) 
Abteilung 5 (Immissionsschutz 
und Klimaschutz, Abfall und 
Kreislaufwirtschaft) 

Verweis auf Stellungnahme vom 03.06.2010 (für Teil-
bereich 1)  
Stellungnahme vom 03.06.2010: 
Hinweis, dass sich im Planbereich und seiner immissi-
onsrelevanten Umgebung folgende Anlagen und Be-
triebe befinden, die nach BImSchG durch das StALU 
genehmigt oder ihm angezeigt wurden: 
Getreide AG (Schiffsbeladungsanlage) 
Seehafen Wismar GmbH (Schüttgutumschlag, Torfla-
ger, Anlage zum Umschlag und zur Lagerung von Ab-
fällen, Schrottumschlag/Schrottlagerung) 
Metallhandel (Anlage zur zeitweiligen Lagerung von 
metallischen Abfällen) 
German Pellets GmbH (Wärmeerzeuger mit Nebenein-
richtungen, Biomasse Heizwerk) 
Hanse Asphalt GmbH (Asphaltmischanlage) 

Kenntnisnahme 
 
 
 Kenntnisnahme;  
der Bestandsschutz der genannten Anlagen in der Um-
gebung des Plangebietes wird durch das Planverfahren 
nicht berührt 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  
 

Stellungnahme der Verwaltung  

  Diese Anlagen genießen Bestandsschutz. 
Ergänzung der Feststellungen in der Begründung: Alle 
Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzu-
führen, dass von den Baustellen eine gemeinwohlver-
trägliche und geordnete Abfallentsorgung entspre-
chend § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) erfol-
gen kann. 

Kenntnisnahme;  
für das Bauleitplanverfahren nicht relevant, Berücksich-
tigung erfolgt bei der Bauausführung. Gesetzliche Rege-
lungen gelten unabhängig von der Bauleitplanung. 

    
4. Landesamt für Umwelt, Natur-

schutz und Geologie M-V 
(LUNG) 

Keine Stellungnahme   

    
5. Staatliches Amt für Landwirt-

schaft und Umwelt  
Schwerin (StALU) 
Abteilung 4 (Naturschutz, Was-
ser und Boden) 

Naturschutz 
Von dem Vorhaben sind Belange des StALU nach §§ 5 
Satz 1 Nr. 1-3 und 40 Abs. 2 Nr.2 NatSchAG M-V 
nicht betroffen. Die Belange anderer Naturschutzbe-
hörden nach §§ 2, 3, 4, 6 und 7 NatSchG M-V sind zu 
prüfen. 
 
Wasser 
Unter Beachtung der Hinweise und  Forderungen be-
stehen aus Sicht des Hochwasserschutzes keine Be-
denken gegen die geplante Änderung des Teilbebau-
ungsplanes 

 
Kenntnisnahme; 
die anderen zuständigen Naturschutzbehörden waren 
am Planverfahren beteiligt (siehe Pkt. 4 und 19)  
 
 
 
 
 

  Hinweis, dass sich das ausgewiesene Plangebiet im 
potentiell durch Hochwasser gefährdeten Bereich 
befindet. Der aktuelle Bemessungshochwasserstand 
(BHW) der Ostsee beträgt für den Bereich der Wis-
marbucht 3,15 m ü. NHN (neues amtliches  

Die Hinweise werden berücksichtigt. Sie sind als Plane-
rischer Hinweis Nr. 7 Hochwasserschutz Bestandteil des 
Bebauungsplanes und finden ggf. Berücksichtigung in 
der Objektplanung und im Baugenehmigungsverfahren. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Höhenbezugssystem des Landes M-V) zusätzlich Wel-

len-Auflauf. Die Hansestadt Wismar verfügt derzeit 
über keinen ausreichenden Hochwasserschutz.  

 

  Innerhalb des Gebietes soll u.a. die Nutzung als Fe-
rienwohnung ab dem 1. OG zulässig sein. Weiterhin 
sollen ausnahmsweise Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter erlaubt sein. Eine Aussage über die Hö-
henlage wird nicht getroffen. Für Einrichtungen, die 
als Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsper-
sonal, Betriebsinhaber oder Betriebsleiter genutzt 
werden sollen sowie für die Nutzung als Ferienwoh-
nung ist die OK-Fußboden mindestens auf 3,15 m ü 
NHN anzuordnen. Als OK Rohfußboden für sonstige 
zulässige Nutzungen ist mindestens eine Höhe von 
2,25 m ü NHN festzusetzen. 

Der Hinweis wurde bei Erstellung des Planentwurfes 
berücksichtigt (siehe Textliche Festsetzung Nr. 5). Die 
Festsetzung war bereits Bestandteil der ursprünglichen 
Planfassung (Rechtskraft 25.06.2006) und wird hier 
begründet. Es erfolgte lediglich eine redaktionelle Ände-
rung durch die Festsetzung der Werte in NHN statt HN. 

  Durch die Nutzer ist der erforderliche objektbezogene 
Hochwasserschutz zu realisieren. Der Nachweis der 
Hochwassersicherheit sowie über die Standsicherheit 
der Gebäude bei Sturmflutgefahren (BHW 3,15 m ü 
NHN + Seegang) ist zu erbringen. Das Risiko ist durch 
den Bauherrn selbst zu tragen. Das Land M-V über-
nimmt keinerlei Haftung bei Hochwasserschäden. 
 

Die Hinweise werden berücksichtigt. Sie sind als Plane-
rischer Hinweis Nr. 7 Hochwasserschutz Bestandteil des 
Bebauungsplanes und finden ggf. Berücksichtigung in 
der Objektplanung und im Baugenehmigungsverfahren. 

  Boden 
Hinweis auf das Altlastenkataster für das Land M-V 
Werden in Bewertung dieser Auskünfte schädliche 
Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt,  

 
Kenntnisnahme, 
ein Hinweis zum Umgang mit Altlasten/Abfall ist Be-
standteil des Bebauungsplanes (Textlicher Hinweis Nr. 
3). 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  entsteht in Grundlage von § 2 des Gesetzes zum 

Schutz des Bodens im Land M-V (LBodSchG M-V) die 
Verpflichtung den unteren Bodenschutzbehörden 
hierüber Mitteilung zu machen. 

Innerhalb des Planbereiches der 1. Änderung, Teilbereich 
3 ist keine Altlastenverdachtsfläche bekannt.  
Ein textlicher Hinweis zum Umgang mit Altlasten ist 
Bestandteil des Bebauungsplanes (Textl. Hinweis Nr. 3) 

    
6. Bürgermeister als untere Behör-

de für Brand-, Katastrophen-
schutz und Rettungswesen  
Ordnungsamt  
Abt. Brand-, Katastrophenschutz 
und Rettungswesen 

Verweis auf die Hinweise zum Bebauungsplan, wie 
Zugänglichkeit sowie Aufstell- und Bewegungsflä-
chen für Einsatzfahrzeuge, beim Einbau von Absperr-
anlagen die Schließung Wismar zu berücksichtigen 
und die gesetzlichen Regelungen zur Löschwasserver-
sorgung. 

Kenntnisnahme, 
die Hinweise sind bereits Bestandteil der Begründung 
zum Bebauungsplan (Rechtskraft 25.06.2006 – Pkt. 
2.5.3 Brandschutz), eine Änderung der Aussagen erfol-
gen durch dieses Änderungsverfahren nicht.  
 

    
7. Landesamt für zentrale Aufga-

ben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz 
M-V 

Aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr im 
Brand- und Katastrophenschutz bestehen keine Be-
denken. Um gleichnamige kommunale Belange be-
rücksichtigen zu können, sollten Sie jedoch die sach-
lich und örtlich zuständige Kommunalbehörde betei-
ligt haben. 

Kenntnisnahme; 
Die zuständige kommunale Behörde war am Planverfah-
ren beteiligt (siehe Pkt. 6) 
 

  Außerhalb der öffentlichen Belange Hinweis, dass in 
M-V Munitionsfunde nicht auszuschießen sind. Kon-
krete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbe-
lastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) sind gebüh-
renpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des LPBK 
zu erhalten. Ein entsprechendes Auskunftsersuchen 
wird rechtzeitig vor Bauausführung empfohlen 
Weitere Hinweise auf rechtliche Grundlagen. 

Kenntnisnahme; 
ein Hinweis zum Umgang mit Munitionsfunden ist Be-
standteil des Bebauungsplanes (Textlicher Hinweis  
Nr. 4) 

    
8. Wasser- und Schifffahrtsamt 

Lübeck 
Keine Bedenken; 
Belange werden unter Punkt 5 Sicherung der  

Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Seeschifffahrt berücksichtigt. 

Hinweis, dass sich im betroffenen Bereich Kabel in 
Verwaltung der Fachstelle beim WSA Kiel befinden 

 
Kenntnisnahme; die Kabel befinden sich außerhalb des 
Teilbereiches 3 im öffentlichen Bereich (Fußgängerpro-
menade Alter Hafen) 

    
9.  Bürgermeister als untere Denk-

malschutzbehörde sowie untere 
Behörde für Bodendenkmalpfle-
ge 

Bodendenkmalpflege 
Der Planänderung steht aus bodendenkmalpflegeri-
scher Sicht nichts entgegen. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 

    
10. Landesamt für Kultur und Denk-

malpflege 
Gegen die geplanten Änderungen bestehen keine 
Einwände 

Kenntnisnahme 

  Hinweise zur Lage im Bodendenkmal „Altstadt“ Die Hinweise sind bereits Bestandteil des Bebauungs-
planes (Textl. Hinweise Nr. 2) 

    
11. Stadtwerke Wismar GmbH Hinweis, dass über die Baufelder SO 1 und SO 2 am 

äußeren Rand Versorgungsanlagen der Stadtwerke 
Wismar GmbH verlaufen. 
Eine Überbauung der Versorgungstrassen mit Hoch-
bauten oder Bäumen und anderen Hochgewächsen ist 
nicht zulässig. Die Näherung zu den Versorgungsanla-
gen sollte nur in Abstimmung mit der Stadtwerke 
Wismar GmbH geplant werden. 
Die vorhandenen Versorgungsleitungen im Bereich 
der Flächen SO , SO 2 und GEE 6 (SO 5) sind mit Lei-
tungsrechten zugunsten der Stadtwerke Wismar 
GmbH zu belegen. 
 

Eine Überprüfung der zugesandten Unterlagen zum Lei-
tungsbestand der Stadtwerke ergab, dass sich die nach 
der Neuerschließung des Plangebietes Alter Hafen vor-
handenen Leitungen (außer Hausanschlüsse) im Bereich 
der öffentlichen Verkehrsflächen befinden. Flächen mit 
Leitungsrechten zugunsten der Stadtwerke sind im Be-
bauungsplan auf öffentlichen Flächen nicht festzuset-
zen. 
Die Hinweise zur Nichtzulässigkeit einer Überbauung 
von Versorgungstrassen bzw. zur Näherung zu Versor-
gungstrassen werden zur Kenntnis genommen und fin-
den ggf. bei der Ausführungsplanung von Bauvorhaben 
(Freiraumgestaltung)  Berücksichtigung.  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
12. Landrätin als Behörde  

für Gesundheits- und Sozialwe-
sen 
Fachdienst Öffentlicher Gesund-
heitsdienst 

Keine fachspezifischen Bedenken oder Anregungen  
 

Kenntnisnahme  
 

    
13. Handwerkskammer Keine Stellungnahme  
    
14. Industrie- und Handelskammer 

zu Schwerin 
Keine Stellungnahme   

    
15. Bürgermeister als Träger für Kul-

tur und Bildung 
Amt für Kultur, Schule, Jugend 
und Sport 

Keine Stellungnahme  

    
16. Landrätin als Schulträger 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Bildung und Kultur 

Es werden keine Belange geltend gemacht. Kenntnisnahme 

    
17. Landrätin 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Kataster- und Vermessungsamt 

Hinweis, dass auf Grund diverser Flurstücksteilungen 
die 1. Änderung des Teilbereiches 3 katastermäßig 
nicht bestätigt werden kann. 

Die erforderlichen Korrektur ist erfolgt, die katasteramt-
liche Bestätigung liegt vor. 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich die genannten 
Flurstücke nicht im Geltungsbereich der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes, Teilbereich 3 befinden und somit 
nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung sind. 
Es erfolgt eine nachrichtliche Übernahme. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
18.  Landesamt für innere Verwal-

tung 
Keine Stellungnahme  

    
  

 
  

19. Landrätin als untere Natur-
schutzbehörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt 
SG Naturschutz und Land-
schaftspflege 

Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden 
Belange hin. 
Mit der 1. Änderung, Teilbereich 3 besteht in der Form 
Einverständnis. Von der Planungsänderung werden 
außer artenschutzrechtlichen Belangen weitere na-
turschutzrechtliche Belange nicht betroffen. 
Artenschutzrechtliche Fragen sind durch den Fachbei-
trag sowie die Darstellungen im Kapitel 2.4 der Ent-
wurfsbegründung ausreichend beantwortet. 

Kenntnisnahme 

  Hinweis auf Formulierungen in der Textlichen Festset-
zung Nr. 9 

Der Hinweis wird berücksichtigt, die Formulierung ent-
sprechend geändert. 

    
20. Landrätin als untere Wasserbe-

hörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt 
SG Wasserwirtschaft  

Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden 
Belange hin. 
Die Erschließung soll über die Stockholmer Straße 
und die Straße Alter Hafen vorgenommen werden. 
Mit der Erschließung ist die Wasserversorgung Stadt-
werke Wismar GmbH und die Abwasserentsorgung 
einschließlich Niederschlagsentwässerung (EVB) gere-
gelt. Entsprechende Anschlussgestattungen sind bei 
den jeweiligen Unternehmen zu beantragen. Eine 
Versickerung ist nicht vorgesehen. 
Das Planungsgebiet befindet sich m überflutungsge-
fährdeten Bereich der Ostsee. Der Bemessungshoch- 

Kenntnisnahme;  
Hinweise zum Hochwasserschutz sind als Textlicher 
Hinweis Nr. 7 Bestandteil des Bebauungsplanes. 
Gesetzliche Grundlagen und gültige Satzungen der Han-
sestadt Wismar gelten unabhängig vom Bauleitplanver-
fahren. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  wasserstand beträgt 3,15 m über NHN. Jeglicher Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen hat auf Grund-
lage des § 62 WHG und § 20 LWaG so z erfolgen, dass 
eine Gefährdung des Grund- und Oberflächenwassers 
nicht zu besorgen ist. Die Anlagen sind bis zur Hoch-
wasserbemessungsgrenze zu sichern. Die Errichtung 
und der Betrieb von Tankstellen ist verboten und wird 
als Nutzung nicht zugelassen. 

 

    
21. Landrätin als Träger Personen-

nahverkehr und Straßenbaulast-
träger 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt 
SG Wasserwirtschaft  

Es werden keine Belange geltend gemacht. Kenntnisnahme 

    
22. Amt für Raumordnung und Lan-

desplanung Westmecklenburg 
Aussage, dass der B-Plan Nr. 12/91/2, 1. Änderung, 
Teilbereich 3 mit den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung vereinbar ist. 
 

Kenntnisnahme 

  Raumordnerische Bewertung 
Die Hansestadt Wismar bildet gemäß RREP WM  die 
Kernstadt im Stadt-Umland-Raum Wismar. Das Mit-
telzentrum liegt teilweise im Tourismusentwicklungs-
raum sowie teilweise auch im Vorbehaltsgebiet 
Landwirtschaft. Bis zum 30.06.2012 konnten in der 
Hansestadt Wismar 43.844 Einwohner registriert 
werden. 
 

 
Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Mit der vorliegenden Planung ist es der Hansestadt 

Wismar möglich, den Bereich Alter Hafen unter Be-
rücksichtigung des UNESCO-Welterbe-Status noch 
attraktiver zu gestalten. Dies entspricht den Erforder-
nissen der Raumordnung und Landesplanung wie sie 
unter Punkt 4.1 und 4.2 RREP WM formuliert sind. 
 

Kenntnisnahme 

  Hinweis, dass sich die landesplanerische Stellung-
nahme nur auf die Grundsätze und Ziele der Raum-
ordnung und Landesplanung bezieht und der erfor-
derlichen Prüfung durch die zuständige Genehmi-
gungsbehörde nicht vorgreift. Sie gilt nur solange, 
wie sich die Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben 
nicht wesentlich ändern. 
 

Kenntnisnahme 

  Bitte um Übersendung eines Exemplars des geneh-
migten Planes an das Amt für Raumordnung und 
Landesplanung Westmecklenburg. 

Kenntnisnahme 

    
23. Bürgermeister als Straßenbau-

lastträger 
Bauamt 

Zustimmung Kenntnisnahme 

    
24. Deutsche Telekom AG  Hinweis, dass sich im Planbereich Telekommunikati-

onsanlagen der Telekom befinden 
Kenntnisnahme; 
die Prüfung der Unterlagen hat ergeben, dass sich die 
Anlagen der Telekom im öffentlichen Straßenraum be-
finden. Dieser ist nicht Gegenstand des Bauleitplanver-
fahrens zur 1. Änderung, Teilbereich 3. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
26. Entsorgungs- und Verkehrsbe-

trieb (EVB) 
Bereich Entwässerung und Stra-
ßenunterhaltung 

Keine Einwände Kenntnisnahme                 

    
27. Wasser- und Bodenverband 

Wallensteingraben/Küste 
Der Änderung wird zugestimmt. 
Anlagen des Verbandes sind im Vorhabensgebiet nicht 
vorhanden. 

Kenntnisnahme                 

    
28. Amt Klützer Winkel für die Ge-

meinde Zierow 
Keine Anregungen und Bedenken Kenntnisnahme                 

    
29. Amt Grevesmühlen-Land für die 

Gemeinde Gägelow 
Keine Anregungen. Nachbarschaftliche Belange wer-
den durch die Planung nicht berührt. 

Kenntnisnahme                 

    
30. Amt Dorf Mecklenburg- Bad 

Kleinen für die Gemeinde Barne-
kow 

Zustimmung, keine Hinweise oder Bedenken Kenntnisnahme                 

    
31. Amt Dorf Mecklenburg- Bad 

Kleinen für die Gemeinde Me-
telstorf 

Zustimmung, keine Hinweise oder Bedenken Kenntnisnahme                 

    
32. Amt Dorf Mecklenburg- Bad 

Kleinen für die Gemeinde Dorf 
Mecklenburg 

Zustimmung, keine Hinweise oder Bedenken Kenntnisnahme                 

    
33. Amt Dorf Mecklenburg- Bad 

Kleinen für die Gemeinde Lübow 
Zustimmung, keine Hinweise oder Bedenken Kenntnisnahme                 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
34. Amt Neuburg für die Gemeinde 

Hornstorf 
Keine Stellungnahme                

    
35. Amt Neuburg für die Gemeinde 

Krusenhagen 
Keine Anregungen und Bedenken Kenntnisnahme                 

    
36. Amtsfreie Gemeinde Ostseebad 

Insel Poel 
Keine Stellungnahme                
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3. Bürgerbeteiligung  
 
 Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet Alter Hafen“, Teilbereich 3 sowie die Begründung und 
umweltbezogene Informationen wie das Fachgutachten „Faunistische Bestandserfassung und Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB)“ und 
Stellungnahmen relevanter Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange haben in der Zeit vom 16.09.2013 bis einschließlich 18.10.2013 
öffentlich ausgelegen. 

 
Während der öffentlichen Auslegung wurden von einem Bürger Anregungen oder Hinweise zum Planentwurf vorgebracht. 
 

 
 
Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 

Forderungen, Vorschläge  
Stellungnahme der Verwaltung  

    
1. Dr. Blei Anregungen: 

 
1. Vorliegen neuer städtebaulicher Konzepte 
Die neuen städtebaulichen Konzepte, auf deren 
Grundlage die Änderungen im Bebauungsplan vollzo-
gen werden sollen sind dem Unterzeichner nicht be-
kannt. 
Es gibt keine Beschlusslage, wonach  

- sich die Stadt offiziell vom Holzstadtkonzept 
„verabschiedet“ hat 

- - ein neues städtebauliches Konzept bestätig-
te Grundlage für die jetzigen Planungen ist 

Vorschlag 1: Die Stadtverwaltung reicht die Pla-
nungsgrundlage nach. Der Unterzeichner bittet um 
Information. 

Kenntnisnahme, die Anregungen und Hinweise werden 
wie folgt berücksichtigt: 
Städtebauliche Konzepte als informelle Planungen sind 
nicht zwingend explizit von der Bürgerschaft der Hanse-
stadt Wismar zu beschließen. Sie stellen eine städte-
bauliche Planungsidee dar, die aber nur abhängig von 
entsprechenden Investoren der öffentlichen und/oder 
privaten Hand zu verwirklichen ist. Auf dem städtebau-
liche Konzept basieren die Festsetzungen im Bebau-
ungsplanentwurf. Es wird in der Entwurfsbegründung 
erläutert (z.B. Art und Maß der baulichen Nutzung etc.)   
Die Bürgerschaft beschließt einen Bebauungsplan (ver-
bindliche Bauleitplanung, formelle Planung) als Satzung 
und Grundlage für die rechtliche Umsetzung von  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   Bauvorhaben im Rahmen des städtebaulichen Konzep-

tes.  
Das Holzstadtkonzept wurde aufgrund einer privaten 
Initiative entwickelt. Der von der Bürgerschaft 2006 
beschlossene und derzeit rechtskräftige Bebauungsplan 
Nr. 12/91/2 ermöglicht neben anderen Nutzungen z.B. 
entlang der Promenade auch die Umsetzung des Holz-
stadtkonzeptes in großen Bereichen des Plangebietes. 
Nach Aufgabe des Konzeptes durch den damaligen In-
vestor wird seitens der Hansestadt Wismar keine Mög-
lichkeit zur Umsetzung dieser speziellen Planungsidee 
gesehen. Wie in der Begründung zum Bebauungsplan 
dargelegt sollen zusätzliche Nutzungen zulässig sein. 
Mit Beschluss der Bürgerschaft zur Satzung wird die 
Begründung zum Bebauungsplan, in der die Planungs-
grundlage erläutert ist, gebilligt. 
 

 
 
 
 

 2. Ferienwohnungen sollen zulässig sein 
Die Wohnnutzung ist im Gebiet nicht zulässig. Dies 
wird mit der Zulässigkeit der Umschlagstätigkeit des 
Seehafens begründet. Die gemessenen Nachtschall-
pegel werden mit 52,4 dB (A) angegeben, wobei eine 
Obergrenze von 50 dB (A) in DIN 18005 ausgewiesen 
ist. Der Freizeitlärm (Feste) wurde nicht untersucht. 
Bei der weiteren Entwicklung des Wirtschaftshafens 
(Seehafen) ist sicherlich mit einem Anstieg von Um-
schlagprozessen zu rechnen. Somit ist nicht von einer 
Reduzierung des Nachtschallpegels auszugehen. Auf 
Seite 7 [der Begründung] wird ausführlich auf die  

Für den Gesamtbereich Alter Hafen wurden auf Grund 
des beabsichtigten Ausbaus eines Kreuzfahrtterminals 
am Liegeplatz 17 im benachbarten Überseehafen u.a. 
aktuelle Untersuchungen zur Schallschutzproblematik 
durchgeführt. Gemäß der Schalltechnischen Untersu-
chung des TÜV Nord vom 16.12.2013 befindet sich das 
Baufeld SO 5 auch künftig wie bisher überwiegend im 
Lärmpegelbereich III und in geringen Teilen im Lärmpe-
gelbereich IV. Erforderliche Schallschutzmaßnahmen 
werden im Bebauungsplan festgesetzt.  
Einrichtungen zur Beherbergung sollen entsprechend 
des Charakters des Sondergebietes (Tourismus, Erholung  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Rechtsprechung zu Zulässigkeit von Feriengebieten in 

Gewerbegebieten eingegangen [Zitat aus Begrün-
dung] 
Bei der Kleinheit des Gebietes und der Nähe zu ande-
ren gewerblichen und Industrieflächen gibt mit der 
Ausweisung einer anderen Gebietsfestsetzung nach 
Ansicht des Antragstellers keine rechtliche Sicherheit 
für die Stadt. 
Vorschlag 2: Die Zulässigkeit von Ferienwohnungen 
wird im Kontext des Gesamtgebietes nochmals über-
prüft 
Vorschlag 3: Die Stadt prüft Möglichkeiten, ob der 
Eigentümer Schadensersatzansprüche gegenüber der 
Stadt geltend machen kann bzw. wie diese verhindert 
werden können. 

und Einzelhandel) und der städtebaulichen Zielstellung 
für das Plangebiet zulässig sein. Bei Einhaltung der 
festgesetzten Schallschutzmaßnahmen ist eine Nutzung 
für derartige Einrichtungen möglich. Die erforderlichen 
technischen Vorkehrungen zum Schallschutz für die 
beabsichtigten Nutzungen sind vom Eigentümer zu tref-
fen, sie werden im Bauantragsverfahren geprüft. Seitens 
der Grundstückseigentümerin wurde in einem Schreiben 
vom 04.11.2013 nochmals darauf hingewiesen, dass sie 
sich „der Beeinträchtigungen durch die unmittelbare 
Nähe zum Seehafen und den regelmäßig anfallenden 
Freizeitlärm (z.B. Hafentage, Schwedenfest) vollends 
bewusst“ ist.  

    
  3. Konflikte mit dem Konzept der Kreuzfahrtschiff-

fahrt 
Unklar ist, wie das jetzige Bebauungsplankonzept mit 
dem Konzept zur Ausweitung der Kreuzschifffahrt 
zusammenpasst. 
Vorschlag 4: Die Stadt legt das städtebauliche Kon-
zept zur Entwicklung der Kreuzschifffahrt offen und 
überprüft, ob es Interessen-, Flächen- und Raumkon-
flikte gibt. 

Wie bereits erwähnt wurden auf Grundlage des von der 
Bürgerschaft der Hansestadt Wismar am 27.06.2013 
gefassten Grundsatzbeschlusses „zur Schaffung der inf-
rastrukturellen Voraussetzungen für die Abfertigung von 
Kreuzfahrtschiffen im Alten Hafen“ im Rahmen der o.g. 
Schallschutzuntersuchung die Auswirkungen der Kreuz-
fahrtschifffahrt auf das Plangebiet geprüft. Evtl. Aus-
wirkungen auf das Plangebiet Teilbereich 3 werden 
durch die Festsetzungen im Bebauungsplan berücksich-
tigt. Eine Überarbeitung des B-Planes Nr. 12/91/2, 1. 
Änderung - Gesamtbereich ist in Vorbereitung, die Fest-
setzungen im Teilbereich 3 werden Bestandteil dieser 
künftigen Planung.  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
2. HW Leasing GmbH Hinweis, dass die geplante Änderung des B-Planes im 

Interesse der HW Leasing GmbH ist, 
die Antragstellerin als Grundstückseigentümerin ist 
sich der Beeinträchtigungen durch die unmittelbare 
Nähe zum Seehafen und den regelmäßig anfallenden 
Freizeitlärm (z.B. Hafentage, Schwedenfest) vollends 
bewusst. 

Kenntnisnahme  

 







































































































SATZUNG 
DER HANSESTADT WISMAR 

ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG  
DES TEILBEBAUUNGSPLANES NR. 12/91/2, 

TEILBEREICH 3  
GEMÄSS  § 10  BAUGB I.V.M. § 86 LBAUO M-V 

 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Stärkung 
der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden (BGBl. I Nr. 29 vom 20.06.2013 S. 1548) 
sowie nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBl. I S. 466) sowie nach § 86 der Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) wird nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft 
der Hansestadt Wismar vom              folgende Satzung über die 1. Änderung des Teilbebau-
ungsplanes Nr. 12/91/2 „Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet Alter Hafen“, Teilbereich 3 beste-
hend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) erlassen. 

 
 
 
 

RECHTSGRUNDLAGEN 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. Dezember 1986 (BGBl. 
I S. 2.253), zuletzt geändert durch Artikel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 
2.049) sowie 
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2.141, 
ber. BGBl. 1998 I S. 137) zuletzt geändert  durch Artikel 1 EuroparechtsanpassungsG Bau 
(EAG Bau) vom 24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1359) sowie  
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414) zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden (BGBl. I Nr. 29 vom 20.06.2013 S. 1548) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert 
durch Art. 3 Investitionserleichterung- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 
466) 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Plan-
zeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) 
 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Neufassung vom 18. April 2006 (GVO Bl. 
S. 102) 
 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Juli 2011 (GVO Bl. M-V 
2011 S. 777) 
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ART DER BAULICHEN NUTZUNG
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO

BAUGRENZE

VERKEHRSFLÄCHEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB

STRASSENVERKEHRSFLÄCHE

ANPFLANZEN: BÄUME

ZEICHENERKLÄRUNG

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO

z.B. (0,7) GESCHOSSFLÄCHENZAHL ALS HÖCHSTMASS

z.B. 0.4 GRUNDFLÄCHENZAHL

z.B. II ANZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS

g GESCHLOSSENE BAUWEISE

VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG

ZWECKBESTIMMUNG: FUSSGÄNGERBEREICH

ZWECKBESTIMMUNG: VERKEHRSBERUHIGTER BEREICH

PLANUNGEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR
ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT
§ 9 Abs. 1 Nr. 20,25 und Abs. 6 BauGB

REGELUNGEN FÜR DEN DENKMALSCHUTZ
§ 9 Abs. 6 BauGB

EINZELANLAGEN (UNBEWEGLICHE KULTURDENKMALE), DIE
DEM DENKMALSCHUTZ UNTERLIEGEN

HINWEIS: LÄNGENMASSE UND HÖHENANGABEN IN METER

GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNG (§ 16 Abs. 5 BauNVO)

FLURGRENZEN

z.B. 3506
77

SONSTIGE PLANZEICHEN

UMGRENZUNG VON FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN,

STELLPLÄTZE, GARAGEN UND GEMEINSCHAFTSANLAGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

UMGRENZUNG DER FLÄCHEN FÜR BESONDERE ANLAGEN

UND VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN
UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES BUNDES-IMMISSIONS-
SCHUTZGESETZES
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

FLURSTÜCKSNUMMER

WEGFALLENDE GEBÄUDE

BÄUME ZU ENTFERNEN

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER

ZWECKBESTIMMUNG BEI VERKEHRSFLÄCHEN

ZUGUNSTEN

HANSESTADT WISMAR

LÄRMPEGELBEREICH

EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET

HWI

LPB

GEE

ZUG.

SATZUNG DER HANSESTADT WISMAR ÜBER DEN

TEILBEBAUUNGSPLAN NR. 12/91/2
"MISCH- , GEWERBE- UND SONDERGEBIET ALTER HAFEN"

1. ÄNDERUNG, TEILBEREICH 3

TEIL A PLANZEICHNUNG

D

D

D

D

GH GEBÄUDEHÖHE IN M ALS HÖCHSTMASS

BEREICH OHNE EINFAHRT / AUSFAHRT

BAHNANLAGEN

GEMEINSCHAFTSSTELLPLÄTZEGST

MIT GEH-, FAHR UND LEITUNGSRECHT

ZU BELASTENDE FLÄCHE

VORHANDENE GEBÄUDE

WEGFALLENDE BÖSCHUNG

D

DURCHFAHRTSHÖHE mind. 11 m
max. 15 m

SATTELDACHSD

FLÄCHE FÜR STANDORT RECYCLINGBEHÄLTERR

R

UMGRENZUNG DER FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG
FREIZUHALTEN SIND
NUTZUNGSZWECK: HAFENWIRTSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und Abs. 6 BauGB

ZWECKBESTIMMUNG: ELEKTRIZITÄT

o OFFENE BAUWEISE

a ABWEICHENDE BAUWEISE

Der katastermäßige Bestand am wird als
richtig dargestellt bescheinigt.

Wismar, den Katasteramt

ERHALTEN: BÄUME

BAULINIE

GELTUNGSBEREICH 1. ÄNDERUNG, TEILBEREICH 1

TH TRAUFHÖHE ALS HÖCHSTMASS

FH FIRSTHÖHE ALS HÖCHSTMASS

GEWERBEGEBIET ( § 8 BauNVO )

SONSTIGES
SONDERBEGEBIET ( § 11 BauNVO )
HOTEL

MISCHGEBIET ( § 6 BauNVO )

SONSTIGES
SONDERBEGEBIET ( § 11 BauNVO )
AUSSTELLUNGEN UND KONGRESS

FLÄCHE FÜR DEN GEMEINBEDARF ( § 9 (1) Nr. 5 und (6) BauGB )

KULTURELLEN ZWECKEN

DIENENDE GEBÄUDE UND EINRICHTUNGEN

GELTUNGSBEREICH 1. ÄNDERUNG, TEILBEREICH 2

D

ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHE

GELTUNGSBEREICH 1. ÄNDERUNG, TEILBEREICH 3

D
UMGRENZUNG VON GESAMTANLAGEN (ENSEMBLES),
DEM DENKMALSCHUTZ UNTERLIEGEN



TEIL B TEXT 
 
A) Planungsrechtliche Festsetzungen 
      (gemäß § 9 Abs.1 BauGB) 
 
  
1. Art der baulichen Nutzung 
 (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (2) BauNVO) 
 
1.1 Sonstiges Sondergebiet Ausstellungen und Kongress  

SO AUSSTELLUNGEN KONGRESS 
 (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

Das Sonstige Sondergebiet Ausstellungen und Kongress besteht aus zwei Teil-
bereichen (SO 3 und SO 7). 
Im Sonstigen Sondergebiet Ausstellungen und Kongress sind innerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche Gebäude zur Unterbringung der Funktionen Aus-
stellungen und Kongress sowie damit in räumlicher Verbindung erforderlicher 
Funktionen Schank- und Speisewirtschaft sowie Einzelhandel in Einrichtungen 
mit einer maximalen Verkaufsraumfläche von bis zu 400 m² zulässig. 

 
 
1.2 Sonstiges Sondergebiet Tourismus, Erholung und Wissenschaft 

SO TOURISMUS ERHOLUNG WISSENSCHAFT 
 (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

Das Sonstige Sondergebiet Tourismus, Erholung und Wissenschaft besteht aus 
drei Teilbereichen (SO 1, SO 2 und SO 5). 
Im Sonstigen Sondergebiet Tourismus, Erholung und Wissenschaft sind inner-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche Gebäude zur Unterbringung der Funk-
tionen Ausstellungen, Kongress- und Schulungszentren einschließlich For-
schungseinrichtungen, Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwe-
cke, Gebäude zur Unterbringung von Betrieben des Beherbergungsgewerbes 
einschließlich Tagungsräume analog der Festsetzung Pkt. 1.3, sonstige Einrich-
tungen zur touristischen Nutzung, Gastronomische Einrichtungen sowie Anlagen 
für sportliche Zwecke zulässig. Einzelhandel ist nur untergeordnet zur Hauptfunk-
tion mit einer maximalen Verkaufsraumfläche von bis zu 400 m² zulässig, bei-
spielsweise Ausstellungsshops oder Reisebedarf. 
Einrichtungen zur Beherbergung sind ab dem 1. Obergeschoss zulässig, im Erd-
geschoss sind diese nicht zulässig.  
Einrichtungen mit einer Dauerwohnfunktion sind nicht zulässig.  
Im Teilbereich SO 2 sind zusätzlich Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a (3) 
Nr. 2 Bau NVO mit Ausnahme von Spielhallen zulässig. 
Im Teilbereich SO 5 sind zusätzlich gewerbliche Einrichtungen im Sinne des § 8 
Abs. 2 Nr. 2 BauNVO zulässig. 
Bei Einrichtungen gewerblicher Art kann ausnahmsweise und ausschließlich eine 
Wohnung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen oder für Betriebsinhaber oder 
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Betriebsleiter je Unternehmen im Betriebsgebäude analog § 8 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO, die dem Unternehmen zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet ist, zugelassen werden. Hier ist der Nachweis zu 
führen, dass die Einrichtung einer derartigen Wohnung für den Betriebsablauf 
des Unternehmens erforderlich ist. 
 
 

1.3 Sonstiges Sondergebiet Hotel SOHOTEL 
 (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

Im Sonstigen Sondergebiet Hotel sind innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
fläche Gebäude zur Unterbringung von Betrieben des Beherbergungsgewerbes 
einschließlich Tagungsräume sowie damit in räumlicher Verbindung erforderli-
cher Funktionen Schank- und Speisewirtschaft und Vergnügungsstätten im Sinne 
des § 4a (3) Nr. 2 Bau NVO mit Ausnahme von Spielhallen zulässig.  
 
 

1.4 Eingeschränktes Gewerbegebiet GEE 
 (§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 (5) BauNVO und § 9 (3) BauGB) 
 

Das eingeschränkte Gewerbegebiet besteht aus fünf Teilbereichen (GEE 1 bis 
GEE 5). 

 Im Gewerbegebiet sind Nutzungen gemäß § 8 (2) Nr. 3 BauNVO nicht zulässig. 
Im Gewerbegebiet sind Nutzungen gemäß § 8 (3) Nr. 1 und 2 BauNVO aus-
nahmsweise zulässig, Nutzungen gemäß § 8 (3) Nr. 3 BauNVO sind nicht zuläs-
sig. 
Im GEE 2 und GEE 3 sind ab dem 1. Obergeschoss Ferienwohnungen zulässig.  
Einzelhandelseinrichtungen sind ausschließlich im nordöstlichen Bereich des 
GEE 3 zwischen Planstraße B und einer Linie, die mit dem Planzeichen 15.14. 
der PlanzV festgesetzt ist, zulässig.  
In den anderen Bereichen des Gewerbegebietes sind Einzelhandelseinrichtun-
gen nicht zulässig. Ausnahmsweise dürfen hier Einzelhandelseinrichtungen mit 
einer maximalen Verkaufsraumfläche von bis zu 400 m² zugelassen werden. 
In den Bereichen GEE 2, GEE 3 und GEE 5 sind Lagerhäuser und Lagerplätze 
nicht zulässig.  
Im Bereich GEE 5  ist es zulässig, übereinanderliegende Geschosse oder über-
einanderliegende Teile von Geschossen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen zu 
nutzen. Stellplätze unterhalb der Geländeoberfläche sowie Dachparkplätze sind 
zulässig. 
Es ist zulässig, die im Bereich GEE 5 festgesetzte Bahnanlage in einer Höhe von 
mind. 6,15 m über Schienenoberkante zu überbauen.  
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2. Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
 
2.1  Grundfläche 
 (§ 19 BauNVO) 

Für alle Baugebiete gilt: 
Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche darf die festgesetzte Grundfläche 
bzw. die festgesetzte Grundflächenzahl durch bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer Höhe von 1,40 m über dem unteren Bezugs-
punkt, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grund-
flächenzahl von 1,0 überschritten werden. 
 
Im Bereich SO 1 gilt zudem: 
Für Nebenanlagen über der Geländeoberfläche ist eine Überschreitung der fest-
gesetzten Grundflächenzahl um 10 % zulässig. 
 
 

2.2 Vollgeschosse, Geschossfläche 
 (§ 20 BauNVO) 

In allen Baugebieten werden bei der Ermittlung der Geschossflächenzahl bzw. 
der Anzahl der Vollgeschosse die Flächen von Garagen im Kellergeschoss und 
auf der Dachfläche gemäß § 21 a (1) und (4) BauNVO sowie die Flächen von 
Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss bis zu 66 % der Grundfläche gemäß § 20 
(3) BauNVO nicht berücksichtigt.  
 
Staffelgeschosse 
Zusätzlich zu der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse sind in den Baugebieten 
SO 5 und GEE 5 die Errichtung eines Staffelgeschosses mit einer maximalen 
Größe von 2/3 der Grundfläche des darunter liegenden Vollgeschosses und mit 
einem Mindestabstand zur Traufe dieses Vollgeschosses von umlaufend 1,50 m 
zulässig.  

 
 
2.3 Höhe baulicher Anlagen 
 ( § 18 (1) BauNVO) 
 
 Bezugspunkte 

Als unterer Bezugspunkt der festgesetzten Gebäudehöhen, Traufhöhen und 
Firsthöhen sowie der Durchfahrtshöhe gilt die mittlere Höhenlage der dazugehö-
rigen öffentlichen Verkehrsanlage (Straßenabschnitt bzw. Abschnitt des Fußgän-
gerbereiches). 

 Als oberer Bezugspunkt wird die oberste Dachbegrenzungskante festgesetzt. 
 

Ausnahmen 
Im SO 1 sind Ausnahmen von den Festsetzungen zur zulässigen Höhe für tech-
nische Einrichtungen wie z. B. Aufzugschächte auf einer Fläche, die 15 % des 
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überbaubaren Grundstückes nicht überschreiten darf, bis zu einer Höhe von ma-
ximal 17,50 m über dem Bezugspunkt zulässig. 
 

 Durchfahrtshöhen 
Es ist zulässig, die öffentlichen Verkehrsflächen in den in der Planzeichnung ge-
kennzeichneten Bereichen sowie zwischen dem SO 1 und dem SO HOTEL in einer 
Breite von max. 6 m zu überbauen. 

 Bei Überbauung der öffentlichen Verkehrsflächen zwischen den Bereichen  
SO 2 und SO 5, SO 2 und GEE 1, SO 5 und SO 7 sowie SO 1 und SOHOTEL ist 
eine Mindestdurchfahrtshöhe von 5 m einzuhalten. 

 
 
3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
 (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
  
 Abweichende Bauweise 
 (§ 22 (4) BauNVO) 

Bei der abweichenden Bauweise sind Gebäudelängen über 50 m sowie eine Be-
bauung ohne seitlichen Grenzabstand zulässig. 
 
Überbaubare Grundstücksfläche 
(§ 23 (3) BauNVO) 
In den Bereichen SO 2 und 3, SO HOTEL sowie im Mischgebiet dürfen die festge-
setzten Baugrenzen für untergeordnete Bauteile geringfügig, d.h. bei maximal   
10 % der jeweiligen Gebäudeseite um das Maß von maximal 1,50 m überschrit-
ten werden. 
 
Im Bereich SO 1 sind für die Errichtung von Hochbauten folgende Überschrei-
tungen der Baugrenzen zulässig: 
- Die südwestliche Baugrenze für untergeordnete Bauteile bei maximal 30 % 

der jeweiligen Gebäudeseite um das Maß von maximal 3,40 m.  
- Die nordwestliche und die nördliche Baugrenze in den Obergeschossen um  

jeweils maximal 3,40 m 
- Die südöstliche Baugrenze in den Obergeschossen um maximal 1,00 m. 
 
Zur Errichtung von ebenerdigen Außenterrassen ist die Überschreitung der Bau-
grenzen innerhalb des gesamten SO 1 zulässig. 
 
Im gesamten Plangebiet gilt: eine Überschreitung der Baugrenzen ist nur zuläs-
sig, wenn sie nicht konstruktiv in die Gründung der öffentlichen Verkehrsfläche 
eingreift. Für Hochbaukonstruktionen (auch Fundamente) ist ein Abstand von 
mindestens 1,00 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten. 
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4. Nebenanlagen und Stellplätze 
 (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO) 
 Anlagen und Einrichtungen zur Kleintierhaltung sind unzulässig. 
 Für alle anderen Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO gilt: 

Nebenanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig.  

 Nebenanlagen im Sinne des § 14 (2) BauNVO sind zulässig. 
 

Im Sonstigen Sondergebiet Ausstellungen und Kongress (Teilbereich SO 3 und 
SO 7), im Sonstigen Sondergebiet Tourismus, Erholung und Wissenschaft (Teil-
bereiche SO 1, SO 2 und SO 5), im Sonstigen Sondergebiet Hotel (SO Hotel) 
sowie im Gewerbegebiet, Teilbereiche GEE 2 und 3 sind innerhalb der Bereiche 
Stellplätze nur untergeordnet im Flächenverhältnis (Grundfläche) Bebauung – 
Stellplätze entsprechend der jeweiligen Nutzung im Teilbereich bzw. im SO Hotel 
zulässig. Stellplatzanlagen zugunsten anderer Nutzungen außerhalb des jeweili-
gen Teilbereiches, des SO Hotel bzw. des GEE 2 und 3 sind nicht zulässig (§ 12 
(6) BauNVO). Von dieser Festsetzung kann ausnahmsweise abgesehen werden, 
wenn die Unterbringung der Stellplätze in einem bereits vorhandenen Gebäude 
im SO 2 erfolgt. 
Ein oder mehrere Garagengeschosse sowie Tiefgaragen sind in allen Baugebie-
ten zulässig (§ 12 (4) BauNVO). 
 

 
5. Höhenlage der baulichen Anlage 
 (§ 9 (3) Bau GB) 
 Die Mindesthöhenlage für die OK Rohfußboden wird wie folgt festgesetzt: 

+ 3,15 m über NHN für Wohnnutzung (auch Einrichtungen zur Beherber-
gung sowie Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal, Be-
triebsinhaber oder Betriebsleiter) 
+ 2,25 m über NHN für gewerbliche Nutzung, Sondergebietsnutzung und   
                                                                                           Verkehrsflächen. 

Bei Errichtung von Stellplätzen unterhalb der Geländeoberfläche ist der Hoch-
wasserschutz zu beachten.         

 
 
6. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
 (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 
 
6.1. Schallemissionen  
 
6.1.1. Sonstiges Sondergebiet Ausstellungen und Kongress SOAUSSTELLUN-

GEN+KONGRESS 
 
Im Sonstigen Sondergebiet Ausstellungen und Kongress sind nur Betriebe und 
Anlagen zulässig, deren gesamte Schallemissionen folgende immissionswirksa-
me flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) nicht überschreiten: 
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Emissionskontingente (IFSP) 

Tag Nacht Teilbereich 
[dB(A)/m²] [dB(A)/m²] 

SO 3 65,0 55,0 
SO 7 65,0 51,0 

 
 
6.1.2. Sonstiges Sondergebiet Tourismus, Erholung und Wissenschaft 

SO TOURISMUS ERHOLUNG WISSENSCHAFT 
 
Im Sonstigen Sondergebiet Tourismus, Erholung und Wissenschaft sind nur Be-
triebe und Anlagen zulässig, deren gesamte Schallemissionen folgende immissi-
onswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) nicht überschreiten: 

 
 

Emissionskontingente (IFSP) 
Tag Nacht Teilbereich 

[dB(A)/m²] [dB(A)/m²] 
SO 1 59,0 50,0 
SO 2 56,0 49,0 
SO 5 65,0 55,0 

 
 
6.1.3. Sonstiges Sondergebiet Hotel  SOHOTEL 
 

Im Sonstigen Sondergebiet Hotel sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren 
gesamte Schallemissionen folgende immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP) nicht überschreiten: 

 
Emissionskontingente (IFSP) 

Tag Nacht  
[dB(A)/m²] [dB(A)/m²] 

SOHOTEL 56,0 45,0 
 
 
6.1.4. Eingeschränktes Gewerbegebiet GEE 
 

Im Eingeschränkten Gewerbegebiet sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, de-
ren gesamte Schallemissionen folgende immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP) nicht überschreiten: 
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Emissionskontingente (IFSP) 
Tag Nacht Teilbereich 

[dB(A)/m²] [dB(A)/m²] 
GEE 1 65,0 55,0 
GEE 2 65,0 55,0 
GEE 3 65,0 51,0 
GEE 4 60,0 48,0 
GEE 5 57,0 45,0 

 
 
6.1.5. Mischgebiet MI 
 

Im Mischgebiet sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren gesamte Schall-
emissionen folgende immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel 
(IFSP) nicht überschreiten: 

 
Emissionskontingente (IFSP) 

Tag Nacht  
[dB(A)/m²] [dB(A)/m²] 

MI 60,0 45,0 
 
 Für die Festsetzungen in Pkt. 6.1.1. bis 6.1.5 gilt: 

Das Einhalten der Emissionskontingente ist nachgewiesen, wenn die Immissi-
onsanteile an den maßgeblichen Immissionsorten, die diesen Emissionskontin-
genten entsprechen, von Immissionen, die von geplanten Anlagen ausgehen,  
eingehalten werden. 
 
 

6.2. Schallschutzmaßnahmen 
 

Entlang der mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten Baugrenzen (LPB III, IV 
und V) sind bei Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
Gebäuden in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen vor-
gesehenen Räumen (Aufenthaltsräume im Sinne von § 48 BauNVO) die Anfor-
derungen an das resultierende Schalldämm-Maß gemäß den ermittelten und 
ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach DIN 4109/11.89 – Schallschutz im 
Hochbau – Tabelle 8 zu erfüllen. Nach außen abschließende Umfassungsbautei-
le sind so auszuführen, dass sie entsprechend den Lärmpegelbereichen folgende 
Schalldämm-Maße aufweisen 

 

Lärmpegelbereich 
nach DIN 4109 

Maßgeblicher Außen-
lärmpegel La [dB(A)] 

Erforderliches bewertetes Schalldämm-Maß der 
Außenbauteile  
erf. R`w,res [dB(A)] 

  Wohnräume Büroräume 
III 61 - 65 35 30 
IV 66 - 77 40 35 
V 71 - 75 45 40 
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Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist für die Errichtung, Erweiterung, 
Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden zum dauerhaften Aufenthalt 
von Menschen, die Vorlage eines Schallschutznachweises entsprechend den An-
forderungen der DIN 4109 erforderlich.  

 
Für alle überwiegend zum Schlafen genutzten Räume mit Fenstern in den Berei-
chen der gekennzeichneten Baugrenzen (Lärmpegelbereiche) sind schallge-
dämmte Lüftungsanlagen (Be- und Entlüftung) erforderlich. 

 
Die Grundrisse von Einrichtungen zur Beherbergung oder auch Betriebsleiter-
wohnungen sind so zu gestalten, dass den zu den Umschlagsliegeplätzen bzw. 
Umschlagsterminals des Seehafen Wismar zugewandten Gebäudeseiten nur 
Wohn- und Nebenräume, jedoch keine Schlafräume vorgesehen werden (Schall-
schutzgrundrisse).  

 
Es sind die Anforderungen an das resultierende Schalldämm-Maß zu beachten. 
Ausnahmsweise können Schlafräume mit Ausrichtung zu den Umschlagsliege-
plätzen bzw. Umschlagsterminals des Seehafen Wismar zugelassen werden, 
wenn schallgedämmte Lüftungsanlagen vorgesehen und die erhöhten Anforde-
rungen an das resultierende Schalldämm-Maß eingehalten werden. Der Nach-
weis ist im Rahmen eines Schallschutznachweises entsprechend den Anforde-
rungen der DIN 4109 zu erbringen.  

 
An Fassaden, für die baulicher Schallschutz gemäß Lärmpegelbereich IV oder V 
der DIN 4109 erforderlich ist, sind offene Wohnfreiflächen nicht zulässig.  
 

 
7. Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a (3) BauGB  

(§ 9 (1a) BauGB) 
 
Die in den Teilbereichen SO 2 und SO 5 vorhandenen potentiell nutzbaren Quar-
tiere und Brutplätze für geschützte Fledermaus- und Brutvogelarten sind zu 
erhalten. 
Sollte ein Erhalt nicht möglich sein, ist ein funktionsgerechter Ersatz für die jewei-
ligen Quartiere bzw. Brutstätten zu schaffen, erforderlichenfalls durch vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF). 
 
Es werden zudem folgende Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen festge-
setzt: 
Während der Bauphase ist eine Besiedelung der Gebäude durch Brutvögel mit 
geeigneten Mitteln zu unterbinden. 
Größere Glasflächen sind durch Greifensymbole zu kennzeichnen. 
Die Beleuchtung der Fassaden ist so zu gestalten, dass keine Bestrahlung der 
Fledermausersatzquartiere erfolgt. 
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8. Flächen oder Teile baulicher Anlagen mit Festsetzungen für Bepflanzungen 
 (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 
 
 Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern 
 (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) 
 

Auf den Stellplatzflächen im Freiraum ist je sechs angefangene Stellplätze min-
destens ein großkroniger Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von  
18/20 cm zu pflanzen. Diese Festsetzung gilt nicht für das SO 1 und das SO 2. 
Offene Baumscheiben für Baumstandorte sind in einer Mindestgröße von 6 m² 

 auszubilden. Die Bäume sind vor Anfahrschäden zu schützen. 
Alternativ ist es zur Begrünung von baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche zulässig, statt den o.g. Bäumen eine Anpflanzung von Solitärsträu-
chern in der Qualität 250/300 cm in der Höhe mit Ballen vorzunehmen. 
 
In den Bereichen SO 1, SO 2 und SO 5 ist die Anordnung von Grünelementen 
(Bäume, Sträucher) innerhalb einer sie umgebenden Bebauung zulässig. In Be-
reichen mit Anpflanzungen, die vom öffentlichen Raum nicht durch eine Bebau-
ung getrennt ist, hat die Anordnung der Grünelemente in einer stringenten Form 
zu erfolgen.  
Im Bereich der gekennzeichneten Altlastenverdachtsfläche im SO 1 ist das An-
pflanzen von Obstbäumen oder anderer zum Verzehr geeigneter Pflanzen nicht 
zulässig. 
 
Für das gesamte Plangebiet gilt: 
Zur Sicherung des Begrünungszieles ist mit dem Bauantrag ein Freiflächenplan 
(Begrünungs- und Pflegeplan) einzureichen. In diesem Plan ist der räumliche Zu-
sammenhang mit der Gestaltung des unmittelbar angrenzenden öffentlichen Frei-
raumes darzustellen. 

 
 
9. Flächen , die von der Bebauung freizuhalten sind 
 Nutzungszweck: Hafenwirtschaft 
 (§ 9 (1) Nr. 10 BauGB) 
 

Es ist zulässig, die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, für hafen-
wirtschaftliche Aktivitäten wie Be- und Entladen von Schiffen am benachbarten 
Liegeplatz (Überseehafen) zu nutzen. In diesem Zusammenhang ist das zeitwei-
se Aufstellen von Absperrungen (Zäunen) zulässig. 
Des weiteren ist es temporär zulässig, transportable Bauten die im Zusammen-
hang mit der Nutzung im benachbarten SO 1 stehen (beispielsweise Tribünen, 
Gerüste, Absperrungen) zu errichten. 
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B) Baugestalterische Festsetzungen 
 (gemäß § 9 Abs.4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V) 
 
 
1. Gebäudegestaltung       
 Außenwände 

Zur Gestaltung der Außenwände ist die Verwendung von rotem bis rotbraunem 
Ziegelsichtmauerwerk, hellem Putz, Glas, Stahl und  Holz zulässig. 
Fassadenoberflächen aus Sichtbeton sind zulässig, wenn deren Gesamtanteil je 
Fassade nicht mehr als 30 % beträgt. 
Glänzende Oberflächen oder an senkrechten Wandflächen montierte Solaranla-
gen/Fotovoltaikanlagen sind nicht zulässig. 
 
Dächer 
Steildächer sind mit einer nicht glänzenden Oberfläche auszuführen. Bei Neu-
bauten ist die Verwendung von Dachziegeln/Betonsteinen nicht zulässig. 
Die Dächer von Staffelgeschossen sind als Flachdach auszuführen. 
 

 
2. Gestaltung von Verkehrsanlagen, Wegen und Freiflächen 
 Es sind folgende Befestigungsarten zulässig: 
 
2.1 Öffentliche Verkehrsflächen       
 Planstraßen A und B:  Schwarzdecke, Naturstein-, Betonpflaster 
 Gehwege:    Naturstein-, Betonpflaster 
 Öffentliche Stellplätze:  Naturstein-, Betonpflaster 
 Verkehrsberuhigter Bereich  

(Mischverkehrsfläche):  Betonpflaster 
 Treppenanlagen:   Naturstein, Betonwerkstein 
 Fußgängerbereich/Freifläche: Natursteinpflaster  
 
2.2 Private Verkehrsflächen:  Natursteinpflaster in den Farben grau, anthrazit  

und rotbunt sowie Holz 
  

Abweichend hierzu gilt: 
In den an die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung angrenzenden pri-
vaten Bereichen SO 1, SO5, SO Hotel, GEE 1-3, MI sowie im gesamten Bereich 
SO 2 ist die Gestaltung der Außenflächen der Gestaltung des angrenzenden 
Fußgängerbereiches bzw. verkehrsberuhigten Bereiches anzupassen. 

 
 

3. Einfriedungen 
Entlang der Verkehrsfläche öffentlicher Zweckbestimmung mit der Zweckbe-
stimmung Fußgangerbereich sind bei Gebäudeabständen von mehr als 2 m zwi-
schen den Gebäuden Mauern mit einer Mindesthöhe von 2 m zu errichten. Hier-
bei sind die Materialien der benachbarten Bebauung zu verwenden. Diese Fest-
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setzung gilt nicht für das Sondergebiet Tourismus, Erholung und Wissenschaft, 
Teilbereiche SO 1 und SO 2. 
Weitere Einfriedungen sind in den Baugebieten SO 3, SO 5, SO 7, SO Hotel, 
GEE 1 bis GEE 5 und MI ausschließlich wie folgt zulässig: 
Zäune und Hecken sind nur innerhalb der Baufelder zulässig und dürfen von den 
öffentlichen Verkehrsflächen aus nicht einsehbar sein. 
Entlang öffentlicher Verkehrsflächen (außer der in Satz 1 genannten) sind Mau-
ern mit einer Mindesthöhe von 1,60 m zulässig. Auch hier sind die Materialien der 
benachbarten Bebauung zu verwenden. 
 
Im Bereich des SO 1 sind Metallzäune (z.B. Stahlmattenzaun/Doppelstabmatte) 
nur innerhalb des Baufeldes zulässig, sofern sie nicht von den öffentlichen Ver-
kehrsflächen einsehbar sind. Entlang der öffentlichen Verkehrsfläche sind Mau-
ern mit einer Mindesthöhe von 1,60 m und in Ausführung der benachbarten Be-
bauung zulässig. 
Im Bereich des SO 2 sind Einfriedungen jeglicher Art ausgeschlossen. Lediglich 
zur Planstraße A einschließlich der Wendeanlage ist nach Abbruch des Trafoge-
bäudes die Errichtung von Mauern mit einer Mindesthöhe von 1,60 m und in Aus-
führung der benachbarten Bebauung zulässig. 
 
Im SO 1 sowie im SO Hotel sind innerhalb der Baufenster zusätzlich zu den o.g. 
Einfriedungen transparente Einfriedungen zu Zwecken der Einhausung einer Au-
ßengastronomie bis zu einer Höhe von max. 1,30 m ausnahmsweise zulässig. 
 

 
4.  Werbeanlagen und Markisen 
 
4.1  Fest installierte Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und nur am 

Gebäude zulässig.  
Je Gewerbeeinheit ist nur eine Werbeanlage entweder im Sinne von 4.3 oder 4.4 
zulässig.  

 
4.2  Werbeanlagen dürfen die Traufe und den Ortgang des jeweiligen Gebäude nicht 

überschreiten.  
Darüber hinaus dürfen Werbeanlagen an Fassaden mehrgeschossiger Gebäude 
nur in der Erdgeschosszone bis einschließlich des Brüstungsfeldes über dem 
Erdgeschoss angeordnet werden.  

 
4.3  Bei parallel zur Gebäudefront angebrachten Werbeanlagen sind a) auf die Wand 

gesetzte Einzelbuchstaben, b) auf die Wand gemalter Schriftzug oder c) auf eine 
transparente Plexiglasscheibe aufgebrachter Schriftzug zulässig. 
Werbung in Form von Einzelbuchstaben oder als Logo ist nur a) unbeleuchtet 
oder b) indirekt beleuchtet mit Silhouettenwirkung zulässig. 

 
4.4  Senkrecht zur Gebäudefront angebrachte Werbeanlagen (Ausleger) sind nur a) 

unbeleuchtet oder b) dekupiert zulässig.  
Leuchtkästen jeglicher Art und Ausführung sind unzulässig. 
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4.5  Markisen jeglicher Art sind nicht zulässig. 
 
 
5. Bußgeldvorschrift 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen ver-
stößt, handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann 
mit Bußgeld geahndet werden. 

 
 
 
 Hinweise 
 
 
1. Denkmalschutz - Sanierungsgebiet - Erhaltungsbereich Altstadt 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb des  Denk-
malbereiches Altstadt Wismar sowie im UNESCO-Welterbe-Bereich „Die histori-
schen Altstädte Stralsund und Wismar“. 
Einzelne Gebäude sind als Baudenkmale auf der Denkmalliste der Hansestadt 
Wismar verzeichnet. Die Kennzeichnung dieser Gebäude erfolgt nachrichtlich in 
der Planzeichnung Teil A. 
Bei Baumaßnahmen ist das Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern 
(DSchG M-V) in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt außerdem die Satzung der 
Hansestadt Wismar über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Alt-
stadt Wismar – Erweiterungsgebiet“ vom 09.12.2003. 
Des weiteren gelten für den Bereich der Kaianlage Alter Hafen einschließlich 
Baumhaus die Erhaltungssatzung der Hansestadt  Wismar vom 18.03.1992 und 
die Satzung über die Gestaltung von Gebäuden und baulichen Anlagen vom 
25.06.1990 . 

 
 
2.  Bodendenkmalpflege 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Bodendenkmals „Altstadt“. Für Bauvorhaben 
ist deshalb eine Genehmigung nach § 7 DSchG M-V erforderlich.  
Das Einvernehmen zur Erteilung dieser Genehmigung kann nur hergestellt wer-
den, wenn folgende Nebenbestimmung gemäß § 7 Abs. 5 DSchG M-V in die Ge-
nehmigung aufgenommen wird: 
Das o.g. Vorhaben liegt innerhalb des Bodendenkmals „Altstadt“. Die Gültigkeit 
der Genehmigung ist an die Einhaltung folgender Auflage gebunden: 
Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten muss die fachgerechte Bergung und Dokumen-
tation der betroffenen Teile des Bodendenkmals „Altstadt“ sichergestellt werden. 
Die Kosten für diese Maßnahmen trägt der Verursacher des Eingriffs (§ 6 Abs. 5 
DSchG M-V, GVBl. M-V Nr. 1 vom 14.01.1998, S. 12 ff.) Über die in Aussicht ge-
nommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation des Bodendenkmals 
ist das Landesamt für Bodendenkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbei-
ten zu unterrichten. 
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3. Altlasten / Abfall 
Im Geltungsbereich ist innerhalb des SO 1 eine Altlastenverdachtsfläche be-
kannt. Diese ist in der Planzeichnung als ALF dargestellt. Die Fläche wurde für 
Gewerbegebiete ausreichend saniert. Im Boden verbliebene Belastungen ma-
chen zur Vorbereitung von Bauvorhaben die Ermittlung der am Ort noch befindli-
chen polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) ratsam. Eine Unter-
suchung nach LAGA -TR Boden (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, Anforderun-
gen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen: Teil II: Technische 
Regeln für die Verwertung, 1.2 Bodenmaterial, Stand: 05.11.2004, Tabelle II. 1.2-
1: Mindestuntersuchungsprogramm für Bodenmaterial bei unspezifischem Ver-
dacht) wird empfohlen. 
Bei Bodenarbeiten anfallendes Bodenmaterial kann in erheblichem Umfang als 
belastet nach LAGA TR Boden zu klassifizieren sein. Bei Überschreitung ent-
sprechender Schadstoffgehalte ist nur ein eingeschränkter Einbau mit definierten 
technischen Sicherungsmaßnahmen zugelassen oder eine ordnungsgemäße 
Entsorgung ist erforderlich. Dies gilt insbesondere bei Arbeiten unter nach 2008 
erfolgten Auffüllungen, d.h. unter ca. 1,5 NHN bis unter 0,0 NHN.  
In Teilbereichen wurde bei der Sanierung ein Geovlies auf -0,2 bis +0,3 NHN 
eingebaut, welches erhalten werden soll.  
Beabsichtigte Eingriffe in den Boden sowie die anschließende Gestaltung der 
Außenanlagen (beispielsweise die Errichtung von Kinderspielangeboten) sind vor 
Beginn der Bauarbeiten mit der Unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen und 
bedürfen bezüglich des Verfahrens der Genehmigung. 
 
Für das gesamte Plangebiet gilt: 
Werden bei Erdarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Un-
tergrundes, wie abartiger Geruch, anormale Färbung, Austritt von verunreinigten 
Flüssigkeiten, Ausgasungen, Reste alter Ablagerungen (Hausmüll, gewerbliche 
Ablagerungen u.ä.) angetroffen, ist die zuständige Umweltbehörde zu informieren 
und nach den Vorgaben dieser Behörde zu handeln. 
Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer gemäß § 5 Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubs oder Bauschutt durch einen Fachbetrieb nach § 49 und § 52 des 
KrW-/AbfG verpflichtet. Er unterliegt der Anzeige- und Nachweispflicht gemäß § 
43 des KrW-/AbfG. 
Grenzwerte richten sich nach dem aktuellen Stand boden- und altlastenschutz-
rechtlicher Vorschriften, bspw. nach Anlage 2 der Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) und bzw. oder nach der LAGA-TR Boden. 
 
   

4. Munitionsfunde 
 Das Plangebiet ist nicht als kampfmittelbelasteter Bereich bekannt. 

Da es nach bisherigen Erfahrungen nicht auszuschließen ist, dass auch in für 
den Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen 
Einzelfunde auftreten können, sind Tiefbauarbeiten im gesamten Plangebiet mit 
entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittel-
verdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, ist aus Sicher-
heitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung so-
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fort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst M-V zu benachrichtigen. Nöti-
genfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 

 
 
5. Sicherung der Seeschifffahrt 

Gemäß § 34 Bundeswasserstraßengesetz in der Neufassung vom 23. Mai 2007 
(BGBl. I S.962, 2008 I S. 1980) dürfen Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller 
Art weder durch ihre Ausgestaltung noch durch ihren Betrieb zu Verwechslungen 
mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wirkung beeinträchtigen, deren Be-
trieb behindern oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen, Spiegelungen oder 
anderes irreführen oder behindern.  

 Wirtschaftswerbung in Verbindung mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig. 
Von der Schifffahrtsstraße aus sollen ferner weder rote, gelbe, grüne, blaue Lich-
ter noch mit Natriumdampf-Niederdrücklampen direkt leuchtende oder indirekt 
beleuchtete Flächen sichtbar sein. 
Anträge zur Errichtung von Leuchtreklamen etc. sind dem WSA Lübeck sowie 
dem Hafen- und Seemannsamt  der Hansestadt Wismar zur fachlichen Stellung-
nahme vorzulegen. 
 
 

6. Sicherung der Zollgrenze 
Bauten innerhalb einer Entfernung von 50 m vom deutschen Teil der Zollgrenze 
der Europäischen Union dürfen nur mit Zustimmung des zuständigen Hauptzoll-
amtes Schwerin errichtet werden. Die Entfernung bestimmt sich an der Küste von 
der Strandlinie bzw. der Kaikante an. (§ 15 (1) Zollverwaltungsgesetz) 

  
 
7. Hochwasserschutz 

Das Plangebiet ist überflutungsgefährdet. Der Hochwasserschutz des Werft- und 
Hafengebietes obliegt nicht dem Land Mecklenburg-Vorpommern. Die in diesem 
Gebiet gelegenen Gewerbebetriebe sind für den betrieblichen Hochwasserschutz 
eigenverantwortlich (§ 83 (1) LWaG M-V). Durch die Nutzer ist der erforderliche 
objektbezogene Hochwasserschutz zu realisieren. Der Nachweis der Hochwas-
sersicherheit sowie über die Standsicherheit der Gebäude bei Sturmflutgefahren 
(BHW 3,15 m ü NHN + Seegang) ist zu erbringen. 
Die Lagerung und der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist bis zur 
Hochwasserbemessungsgrenze von + 3,15 m über NHN zu sichern. 

 
 
8.  Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern 
 Im Plangebiet befinden sich Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagen-

netze des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Diese sind gesetzlich geschützt. 
 Falls Festpunkte durch Bauvorhaben gefährdet sind, ist rechtzeitig (ca. vier Wo-

chen vor Beginn der Baumaßnahme) ein Antrag auf Verlegung des Festpunktes 
beim Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen zu stellen. 
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9. Artenschutz 
 In den im Plangebiet vorhandenen Gebäuden befinden sich Quartiere und Brut-

stätten für geschützte Fledermaus- und Brutvogelarten. Hierzu gehören lt. den 
Hinweisen des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklen-
burg-Vorpommern zum gesetzlichen Artenschutz gemäß § 44 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) alle wildlebenden Vogelarten sowie die Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie. 
Die vorhandenen potentiell nutzbaren Quartiere und Brutplätze für geschützte 
Fledermaus- und Brutvogelarten sind zu erhalten. Sollte ein Erhalt nicht möglich 
sein, ist ein funktionsgerechter Ersatz für die jeweiligen Quartiere bzw. Brutstät-
ten zu schaffen, erforderlichenfalls durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF). 
Die Zuständigkeit für den Vollzug des § 44 (1) BNatSchG (Zugriffsverbote) ge-
mäß § 3 Nr. 5 Naturschutzausführungsgesetz M-V ist seit Juli 2012 aus der ar-
tenschutzrechtlichen Regelzuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ausge-
nommen und liegt bei der unteren Naturschutzbehörde. Diese Behörde ist recht-
zeitig vor Beginn der Bauarbeiten am vorhandenen Objekt zu unterrichten. Evtl. 
erforderliche Ersatzmaßnahmen sind mit ihr abzustimmen. 

 
 



VERFAHRENSVERMERKE 
ZUR 1. ÄNDERUNG DES 

TEILBEBAUUNGSPLANES NR. 12/91/2, 
TEILBEREICH 3 

IM VEREINFACHTEN VERFAHREN 
NACH § 13 BAUGB 

 
 
 
 
 
1. Aufgestellt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der 

Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 30.10.2008. 
 Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am 24.01.2009 erfolgt. 
 
 
 
 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
 
 
2.  Eine Beteiligung der von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 nicht durchgeführt. 
 
 
 
 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
 
 
 3.  Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.1 BauGB wurde nach § 13 

Abs. 2 Nr. 1 BauGB nicht durchgeführt. 
       
 
 

 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
 
 
4. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 18.04.2013 zur Abgabe einer Stellungnah-
me aufgefordert worden. 

  
 
 
 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
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 5.  Die Bürgerschaft hat am 29.08.2013 den Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes, 
Teilbereich 3 beschlossen, die Begründung gebilligt und zur Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB bestimmt. 

 
 
 
 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
 
 
6. Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes, Teilbereich 3, bestehend aus der 

Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit 
vom 16.09.2013 bis zum 18.10.2013 während der Dienststunden montags und freitags 
von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr sowie dienstags und donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
und von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt Wismar, Abt. Planung, Ko-
penhagener Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass von jedermann Stellungnahmen zum 
Planentwurf abgegeben werden können sowie nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen unberücksichtigt bleiben, am 07.09.2013 ortsüblich bekannt gemacht worden. In 
der Amtlichen Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass gemäß § 13 Abs. 3 
BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen wird. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden benachrichtigt. 

 
 
 
 
       Wismar,   Der Bürgermeister  
 
 
7.  Die Bürgerschaft hat die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange und die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen während der Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 1 Abs. 6 BauGB am                     geprüft.  

 Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 
 
 
 
 
       Wismar,    Der Bürgermeister  
 
 
8. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes, Teilbereich 3, bestehend aus der Planzeichnung 

(Teil A) und dem Text (Teil B), wurde gemäß § 10 BauGB am                    von der Bürger-
schaft als Satzung beschlossen.  
Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes, Teilbereich 3 wurde mit Be-
schluss der Bürgerschaft am                    gebilligt. 

 
 
 
 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
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9. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes, Teilbereich 3 wurde aus dem rechtswirksamen 
Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar entwickelt. 

 
 
 
 
       Wismar,    Der Bürgermeister  
 
 
10. Die Übereinstimmung der 1. Änderung des Bebauungsplanes, Teilbereich 3 mit dem am                        
                      gefassten Beschluss wird bestätigt. 

Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil 
B) wird hiermit ausgefertigt.      

 
 
 
 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
 
 
11. Der Beschluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes, Teilbereich 3 sowie die Stelle, bei 

der der Plan mit der Begründung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB am                       ortsüblich bekannt gemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften und 
die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden. 

     Die Satzung ist mit Ablauf des                   in Kraft getreten.   
 
 
 
 
       Wismar,  Der Bürgermeister  
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 
 
1.1 Allgemeines 
 

Der Teilbauungsplan Nr. 12/91/2 „Misch-, Gewerbe- und Sondergebiet Alter 
Hafen” ist seit dem 25.06.2006 rechtskräftig. 
Der Teilbebauungsplan soll geändert werden. Der Aufstellungsbeschluss der 
Bürgerschaft der Hansestadt Wismar zur 1. Änderung des Teilbebauungspla-
nes vom 30.10.2008 umfasst den gesamten Geltungsbereich. Die 1. Ände-
rung wird für die jeweiligen Teilbereiche in separaten Verfahren durchgeführt. 
  
Das Änderungsverfahren zur 1. Änderung des Teilbebauungsplanes, Teilbe-
reich 3 erfolgt als vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 BauGB. Dies ist zuläs-
sig, da unter Beibehaltung der Grundkonzeption nur Einzelheiten der Planung 
– in diesem Fall ausschließlich im Baufeld SO 5 – geändert werden sollen. Öf-
fentliche Flächen und Flächennutzungen bleiben in gleichem Umfang wie bis-
her erhalten.  
Die im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 12/91/2 für das Sondergebiet im 
Baufeld SO 5 festgesetzte Zweckbestimmung „Ausstellungen und Kongress“ 
wird analog der Festsetzungen im benachbarten Sondergebiet SO 2 geändert 
in „Tourismus, Erholung, Wissenschaft“.  
 
Planerische Ziele in der ursprünglichen wie in der jetzigen Konzeption für den 
Bereich Alter Hafen waren und sind u.a. stets eine öffentlichkeitswirksame 
Nutzung mit der Schaffung von entsprechenden Angeboten für Touristen und 
Bürger der Stadt sowie die Ausweisung kleinerer Teilbereiche als einge-
schränktes Gewerbegebiet zur Unterbringung bspw. eines Technologiezent-
rums (siehe Begründung zum Bebauungsplan Nr.12/91/2 – Stand Januar 
2006, Satzung, S. 4) .  
 
Das ursprünglich sehr spezielle Konzept eines Anbieters zur Schaffung eines 
Ausstellungszentrums einschließlich der damit verbundenen wissenschaftli-
chen Forschungseinrichtungen und Tagungsmöglichkeiten (Kongresszentrum) 
in den Bereichen SO 1 - SO 7 sowie der Hotelnutzung im SO Hotel (soge-
nannte „Holzstadt“) ließ sich in der Vergangenheit nicht verwirklichen. Um 
dem planerischen Grundgedanken weiterhin gerecht werden zu können und 
gleichzeitig an dem Standort ein Angebot für verschiedene Interessenten im 
Sinne des städtebaulichen Konzeptes schaffen zu können, wird der Nut-
zungskatalog entsprechend der Zweckbestimmung mit den Schwerpunkten 
Tourismus, Erholung und Wissenschaft konkretisiert dargestellt. 
 
Durch die beabsichtigten Nutzungen werden die Grundzüge der Planung für 
das Plangebiet Alter Hafen nicht berührt. Die Nutzungen sind bereits im 
rechtskräftigen Bebauungsplan innerhalb des SO 5 bzw. in den angrenzenden 
Baugebieten SO 2 und GEE (Ferienwohnungen bzw. Geschäfts-, Büro- und  
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Verwaltungseinrichtungen) zulässig und prägen somit den Charakter des Be-
reiches, wie nachfolgende Tabelle darstellt: 
 
 
 Bebauungsplan 

Nr.12/91/2, Rechtskraft 
25.06.2006 

1. Änderung 

 Art der baulichen Nutzung 
 

Sondergebiet Ausstel-
lungen und Kongress 

(SO 5) 

Sondergebiet Touris-
mus, Erholung und Wis-

senschaft (SO 5) 

1 Ausstellungen und Kongress x x 

2 Ausstellungen, Kongress- und 
Schulungszentren einschl. For-
schungseinrichtungen 

als Element von Ausstel-
lungen (bspw. Mitmach-
station, wissenschaftl. 
Forschung) zulässig 

Konkretisierung zu 1. 

3 Schank- und Speisewirtschaft 
(Gastronomische Einrichtungen) 

x x 

4 Einzelhandel max. 400 m² / un-
tergeordnet zur Hauptfunktion 

x x 

5 Anlagen für kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke / gem. § 
8 (3) Nr. 2 BauNVO ausnahms-
weise 

als Ausstellung (bspw. 
Kunstausstellung) zuläs-

sig  

x 

6 Unterbringung Beherbergungs-
gewerbe einschl. Tagungsräume 

Tagungsräume zulässig, 
Beherbergungsgewerbe 

im benachbarten SO Hotel 

x 

7 Einrichtungen zur Beherbergung 
ab 1. OG 

- x 

8 Anlagen für sportliche Zwecke als Element von Ausstel-
lungen zulässig 

x 

9 Bei Einrichtungen gewerbl. Art 
eine Betriebswohnung / gem. § 8 
(3) Nr. 1 BauNVO ausnahmswei-
se 

- 
in benachbarten Berei-
chen GEE  1-3 zulässig 

x 

10 Geschäfts-, Büro- und Verwal-
tungsgebäude 

Büro-/Verwaltungsnutzung 
als Teil des Ausstellungs- 
und Kongresszentrums 

zulässig 

x 

 
Tabelle: Vergleich der Nutzungen  

            X  zulässig 
            -   nicht zulässig 

 
 
Änderungen zum Maß der baulichen Nutzung (bauliche Kubatur) sind – im 
Vergleich zu den Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 12/91/2, Stand Januar 
2006, Satzung – nicht vorgesehen. Allerdings erfolgt mit der Änderung aus 
Gründen der Praktikabilität statt der Festsetzung der maximal zulässigen Ge-
bäudehöhe eine Festsetzung der zulässigen Anzahl der Vollgeschosse. 
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1.2 Geltungsbereich 
 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Wismar West. 
Die genaue Lage und der Umfang sind auf dem Übersichtsplan dargestellt. 

 
 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung, Teilbereich 3 entspricht dem Baufeld 
SO 5 im rechtskräftigen Teilbebauungsplan Nr. 12/91/2 „Misch-, Gewerbe- 
und Sondergebiet Alter Hafen“ und wird wie folgt begrenzt: 

 
im Nordwesten:  durch die Stockholmer Straße (Planstraße B) 
im Südwesten:  durch die Stockholmer Straße (Planstraße B)  
im Südosten: durch die Straße Alter Hafen (Verkehrsberuhigter Bereich) 
im Nordosten:  durch die Stockholmer Straße (Planstraße A) 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Teilbebauungsplanes, Teilbereich 3 
umfasst eine Fläche von ca. 0,37 ha auf folgenden Flurstücken bzw. Teilen 
von folgenden Flurstücken: 3611/139, 3611/174, 3611/180 und 3611/181. 
       

 
1.3 Einordnung der Planung 
 

Das Plangebiet befindet sich auf einer im wirksamen Flächennutzungsplan 
der Hansestadt Wismar als Sondergebiet mit den Zweckbestimmungen Aus-
stellungen, Kongress und Hotel dargestellten Fläche.  
 
Die Zweckbestimmung des Sondergebietes soll geändert werden. Aufgrund 
der geringen Größenordnung dieser Änderung (0,37 ha) sowie der ähnlichen 
zulässigen Nutzungsmöglichkeiten innerhalb des Sondergebietes wird die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes, Teilbereich 3 dem Entwicklungsgebot nach 
§ 8 Abs. 2 BauGB entsprechend als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
betrachtet. 
Somit ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes in diesem Bereich nicht 
erforderlich.  
 

 
1.4 Planungsabsichten und Ziele 
 

Infolge aktueller Überlegungen zur Nutzung des Gebietes und nach Vorliegen 
neuer städtebaulicher Konzepte auf Basis der Grundkonzeption sind pla-
nungsrechtliche Festsetzungen für einzelne Baufelder zu ändern. Hierbei ist 
die bereits vorhandene öffentliche Erschließung zu berücksichtigen. 
 
Im Teilbereich 3 wird die zulässige Art der baulichen Nutzung geändert. 
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Die ursprünglich festgesetzte Zweckbestimmung sollte insbesondere pla-
nungsrechtliche Voraussetzungen zur Errichtung eines Projektes für ein 
Ausstellungs- und Tagungszentrum (sogenannte „Holzstadt“) schaffen. Nach-
dem dieses Projekt nicht realisiert wurde, beabsichtigt die Hansestadt Wismar 
das Plangebiet Alter Hafen als Teil des UNESCO-Welterbe-Bereiches „Die 
historischen Altstädte Stralsund und Wismar“ aufgrund der Attraktivität des 
Standorts für Bewohner und Gäste der Stadt vielfältig zu nutzen und dabei ei-
ne hohe gestalterische Qualität der Bebauung und öffentlichen Freiräume an-
zustreben. 
 
Wie im benachbarten Sondergebiet SO 2 ist der Schwerpunkt der Nutzungen 
im Sondergebiet SO 5 durch die Änderung der Zweckbestimmung zugunsten 
der Funktionen Tourismus, Erholung und Wissenschaft neu zu definieren und 
zu konkretisieren.  
 
In Abstimmung mit dem Eigentümer und auf Empfehlung des UNESCO-
Sachverständigenbeirates für das Welterbe Altstadt Wismar soll das vorhan-
dene Gebäude, ein ehemaliger Getreidespeicher, erhalten werden. In Ergän-
zung dazu ist die Errichtung weiterer Gebäude als Blockrandbebauung maxi-
mal viergeschossig vorzusehen. 

 
 
2. Planinhalt 
 
2.1. Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
 Die Fläche im Plangebiet wird als Sonstiges Sondergebiet mit den Zweckbe-

stimmungen Tourismus, Erholung und Wissenschaft gemäß § 11 BauNVO 
festgesetzt.  
Im Teilbereich SO 5 sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu-
lässig: 

• Gebäude zur Unterbringung von Ausstellungen 
• Kongress- und Schulungszentren 
• Forschungseinrichtungen 
• Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 

(außer Pflegeeinrichtungen mit dauerhafter Wohnfunktion) 
• Gebäude zur Unterbringung von Betrieben des Beherbergungsgewer-

bes einschließlich Tagungsräume sowie sonstige Einrichtungen zur 
Beherbergung (außer Einrichtungen mit dauerhafter Wohnfunktion) 

• sonstige Einrichtungen zur touristischen Nutzung 
• Gastronomische Einrichtungen 
• Anlagen für sportliche Zwecke 
• Einzelhandel untergeordnet zur Hauptfunktion mit einer maximalen 

Verkaufsraumfläche von bis zu 400 m² 
• Gewerbliche Einrichtungen im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO  
• Einrichtungen zur Beherbergung (z.B. Ferienwohnungen) ab dem 1. 

Obergeschoss 
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Einrichtungen mit einer Dauerwohnfunktion sind nicht zulässig.  
 
Bei Einrichtungen gewerblicher Art kann ausnahmsweise und ausschließlich 
eine Wohnung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen oder für Betriebsin-
haber oder Betriebsleiter je Unternehmen im Betriebsgebäude analog § 8 
Abs. 3 Nr. 1 BauNVO, die dem Unternehmen zugeordnet und ihm gegenüber 
in Grundfläche und Baumasse untergeordnet ist, zugelassen werden. Hier ist 
der Nachweis zu führen, dass die Einrichtung einer derartigen Wohnung für 
den Betriebsablauf des Unternehmens erforderlich ist (beispielsweise für den 
Wachdienst o.ä.). 
 
Diese Festsetzungen mit Einschränkungen zur dauerhaften Wohnnutzung er-
folgen insbesondere aufgrund der Zulässigkeit der Umschlagstätigkeit durch 
die Seehafen GmbH im benachbarten Überseehafen und den sich daraus er-
gebenden erhöhten Immissionswerten innerhalb des Plangebietes. Die Ge-
räuschimmissionen mit Hafenbetrieb betragen gemäß der Schalltechnischen 
Untersuchungen für den Bebauungsplan Nr. 12/91/2 durch das Ingenieurbüro 
Goritzka- Akustik von Sept. 2004 an ausgewählten Immissionspunkten im be-
nachbarten SO Hotel beispielsweise 60,9 dB(A) tags und 52,4 dB(A) nachts. 
(Orientierungswerte nach DIN 18005 für Gewerbegebiete 65 dB(A) tags und 
50 dB(A) nachts). 
 
Nicht explizit untersucht wurden Auswirkungen durch den evtl. zu erwartenden 
Freizeitlärm aufgrund von Veranstaltungen im Plangebiet (z.B. Hafenfest, 
Jahrmärkte), da hier keine konkreten Anforderungen und Aussagen der Ver-
anstalter (Art und Dauer der Veranstaltungen) vorliegen und die Aktivitäten 
nicht klar und abschließend definierbar sind. Entsprechend der einzuhalten-
den Freizeitlärm-Richtlinie des Landes Mecklenburg Vorpommern betragen 
die Immissionsrichtwerte „Außen“ für Immissionsorte außerhalb von Gebäu-
den in Gewerbegebieten (analog Sondergebiet Tourismus, Erholung, Wissen-
schaft) tags an Werktagen außerhalb der Ruhezeiten 65 dB(A), innerhalb der 
Ruhezeiten und an Sonn- und Feiertagen 60 dB(A) und nachts 50 dB(A). 
Gemäß Pkt. 5.4. dieser Richtlinie ist bei seltenen Veranstaltungen oder nur 
kurzzeitigen Störereignissen, die sich während eines Kalenderjahres nicht 
häufiger als an zehn Tagen oder Nächten auf den zu betrachtenden Immissi-
onsort auswirken, im Einzelfall zu prüfen, ob den Betroffenen für diese Zeit ei-
ne Belastung zugemutet werden kann, bei der die o.g. Immissionsrichtwerte 
überschritten werden. 
Auf Einschränkungen der Wohnqualität bei den ausnahmsweise zulässigen 
sogenannten Betriebswohnungen wie auch bei den Einrichtungen zur Beher-
bergung aufgrund der zulässigen Ereignisse wird hingewiesen 

 
Spezielle Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung werden aus städte-
baulichen Gründen zur Strukturierung des Plangebietes getroffen.  
Bei einer gewerblichen Nutzung ist anzustreben, dass das Erdgeschoss öf-
fentlichkeitswirksam als kleine Ausstellungs- und Verkaufsfläche im Zusam-
menhang mit den Produkten des Unternehmens genutzt werden soll. 
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Untergeordnete Nutzungen mit überwiegend privatem Charakter wie Einrich-
tungen zur Beherbergung sind erst ab dem 1. Obergeschoss zulässig. 

  
 Durch die Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelseinrichtungen soll 

der Einzelhandel entsprechend des Regionalen Einzelhandelskonzeptes für 
den Stadt-Umland-Raum Wismar vom 07.12.2012 (Beschluss der Bürger-
schaft der Hansestadt Wismar vom 27.06.2013) gesteuert werden.  

 Innerhalb des Plangebietes Alter Hafen ist zwar entsprechend diesem Kon-
zept ein Ergänzungsbereich für den Zentralen Versorgungsbereich Hauptzent-
rum Innenstadt Wismar dargestellt, jedoch nicht im Bereich SO 5. 

 
 Einzelhandelseinrichtungen sind deshalb nur mit einer maximalen Verkaufs-

raumfläche von bis zu 400 m² zulässig. Durch diese Festsetzung wird der 
Handel in kleineren Einrichtungen ermöglicht, um insbesondere die Attraktivi-
tät der Nutzung des Hafenbereiches für touristische Zwecke durch entspre-
chende Angebote an diesem Standort (z.B. Fischwaren, Souvenirs, maritime 
Ausrüstungen) als Ergänzung zu den Verkaufsstätten innerhalb des histori-
schen Altstadtkerns zu erhöhen. Größere Handelseinrichtungen, wie z.B. Dis-
countmärkte sind an diesem Standort  nicht zulässig. Hierfür gibt es im Stadt-
gebiet, auch im unmittelbaren Nahbereich zum Plangebiet, andere Möglichkei-
ten der Ansiedlung. 
 
Im Laufe des Planverfahrens zur 1. Änderung, Teilbereich 3 war zunächst ge-
prüft worden, ob die beabsichtigten und im Sonstigen Sondergebiet festge-
setzten Nutzungen auch durch eine Festsetzung des Baufeldes als Gewerbe-
gebiet realisiert werden können, da hier teilweise ähnliche Nutzungsarten zu-
lässig sind. So wären im Gewerbegebiet Einrichtungen wie Ausstellungs-, 
Kongress- und Schulungszentren im Zusammenhang mit der gewerblichen 
Nutzung (bspw. Entwicklung und Produktion) sowie andere im Sondergebiet 
festzusetzende Nutzungen genehmigungsfähig.  
Allerdings ist die Zulässigkeit von Einrichtungen zur Beherbergung (Ferien-
wohnungen) im Gewerbegebiet zu klären. Die „in Rechtsprechung und Litera-
tur seit langem umstrittene Frage danach, ob Ferienwohnungen dem Begriff 
des (kleinen) „Betriebes des Beherbergungsgewerbes“ unterfallen“ wird in 
Mecklenburg-Vorpommern unterschiedlich bewertet. Auf Grund aktueller Ur-
teile der Verwaltungsgerichte Greifswald (Urt. v. 20.12.2012 – 2A 1577/10) 
und Schwerin (Urt. V. 25.04.2013 - 2A 864/11) ist davon auszugehen, dass 
Ferienwohnungen in Gewerbegebieten nicht zulässig sind. Andererseits wird 
auch diese Nutzungsart für die öffentlichkeitswirksame Entwicklung des städ-
tebaulich besonders attraktiven Standortes und der damit verbundenen erfor-
derlichen Schaffung von entsprechenden Angeboten für Touristen und Bürger 
als erforderlich angesehen. Zudem lassen sich die anderen angestrebten Nut-
zungsarten besser und konkreter als Sondergebietsnutzung darstellen. 
So induzieren die angestrebten Nutzungen sowie die Rechtsurteile eine Aus-
weisung als Sonstiges Sondergebiet mit den Zweckbestimmungen Tourismus, 
Erholung und Wissenschaft. 
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Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzungen zur Grundflä-
chenzahl und zur zulässigen Geschossigkeit bestimmt. 
 
Für das Baufeld SO 5 erfolgt die Festsetzung der Grundflächenzahl von 0,8. 
Das entspricht der Obergrenze nach § 17 BauNVO für Sonstige Sondergebie-
te.  
Gemäß § 19 (4) Satz 2 BauNVO wird zudem im Bebauungsplan festgesetzt, 
dass im gesamten Plangebiet die festgesetzte Grundfläche bzw. die festge-
setzte Grundflächenzahl durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, wie z.B. Tiefga-
ragen, bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0 überschritten werden darf. (Text-
liche Festsetzung Nr. 2.1).  
 
Diese Festsetzungen ermöglichen eine optimale Ausnutzung des Baufeldes 
mit einer angestrebten Blockrandbebauung bei gleichzeitiger grünordnerischer 
Gestaltung des Freiraumes im Innenhof über einer Tiefgarage.  
 
Die Bebauungsformen auf dem Baufeld sollen sich dem vorhandenen Ge-
bäude in seiner Kubatur anpassen, allerdings nicht dessen Höhe von fünf 
Vollgeschossen und zusätzlichen Aufbauten erreichen. 
So ist es im SO 5 zulässig, neue Gebäude mit mindestens drei und maximal 
vier Vollgeschossen zu errichten.  
Eine moderne, zeitgemäße Formensprache bei der Gestaltung der Baukörper 
ist zu präferieren. 
 
 

2.2. Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 
 
Die bebaubaren Flächen werden durch Baugrenzen und Baulinien definiert. 
 
Auf den bisher unbebauten Grenzen des Baufeldes entlang der Stockholmer 
Straße und der Straße Alter Hafen werden Baulinien, im Bereich des vorhan-
denen Gebäudes Baugrenzen festgesetzt. Dadurch macht sich zwingend die 
Errichtung von Baukörpern als Blockrandbebauung erforderlich, welches ein 
städtebauliches Ziel für die Quartiersgestaltung an diesem Standort ist. 
 
Es wird die abweichende Bauweise festgesetzt. Bei dieser sind Gebäudelän-
gen über 50 m sowie eine Bebauung ohne seitlichen Grenzabstand zulässig.  
Durch diese Festsetzung soll das Baufeld – auch unter Berücksichtigung der 
bereits vorhandenen Bausubstanz – optimal genutzt und größere Baukörper 
entsprechend den angestrebten Funktionen errichtet werden können.  
 
 

2.3. Grünordnerische Festsetzungen 
 
Im Sondergebiet ist die Anordnung von Grünelementen wie Bäumen und 
Sträuchern innerhalb einer sie umgebenden Bebauung zulässig. In Bereichen  



Hansestadt Wismar, Bauamt, Abt. Planung 
Begründung zur 1. Änderung des Teilbebauungsplanes Nr. 12/91/2 “Misch-, Gewerbe- und Sonderge-
biet Alter Hafen“, Teilbereich 3 
__________________________________________________________________________________ 

 
 
Planungsstand: Satzung                                                                                                       Februar 2014 
                           

9

 
mit Anpflanzungen, die vom öffentlichen Raum nicht durch eine Bebauung ge-
trennt ist, hat die Anordnung der Grünelemente in einer stringenten Form zu 
erfolgen. 
 
Diese Festsetzung macht sich auf Grund der besonderen städtebaulichen Si-
tuation im Planbereich erforderlich.  
So ist der Hafen traditionell historisch gewachsen ein Bereich, in dem bisher 
auf Grünflächen verzichtet wurde. Dies insbesondere aus Gründen, die der 
früheren Nutzung als Umschlagsplatz und gewerblich genutzter Flächen ge-
schuldet war. Andererseits stehen einer Befestigung aller Freiflächen rechtli-
che Regelungen (u.a. §17 BauNVO, Eingriffsregelung nach dem Bundesna-
turschutzgesetz) sowie Erfordernisse entgegen, die sich aus der künftigen 
Gestaltung und Nutzung des Bereiches Alter Hafen als attraktives, öffentlich-
keitswirksames Ziel für die Einwohner und Touristen ergeben.  
 
In großem Umfang werden auch weiterhin umfangreiche steinerne Flächen – 
vor allem durch die bereits erfolgte Ausführung der öffentlichen Verkehrsflä-
chen –  den Charakter des Gebietes als markantes Merkmal bestimmen. 
Zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität und Belebung der Freiräume soll aber 
auch die Anlage von Grünflächen und die Anordnung von Grünelementen wie 
Bäumen, Sträuchern, begrünter Ranksäulen etc. zulässig sein. Dies allerdings 
in ihrer Kubatur angepasst und in Ergänzung zu den archaischen Bebauungs-
formen in einer stringenten Form, so dass die Pflanzen als „grünes Architek-
turelement“ zur klaren Raumbildung beitragen können. 
 
Zur Sicherung des Begrünungszieles ist mit dem Bauantrag ein Freiflächen-
plan (Begrünungs- und Pflegeplan) einzureichen. In diesem Plan ist der räum-
liche Zusammenhang mit der Gestaltung des unmittelbar angrenzenden öf-
fentlichen Freiraumes darzustellen. 
 
 

2.4. Naturschutzrechtlicher Artenschutz 
 

Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein Speichergebäude, das erhalten, 
umgebaut und einer neuen Nutzung vorzugsweise als Büro- und Geschäfts-
haus zugeführt werden soll. Die exponierte Lage des Objektes sowie dessen 
baulicher Zustand lassen eine Besiedlung durch geschützte Fledermaus- und 
Brutvogelarten erwarten. Es wurde deshalb durch das Gutachterbüro Martin 
Bauer, Grevesmühlen im Zeitraum von Januar 2012 bis August 2012 ein Ar-
tenschutzrechtlicher Fachbeitrag einschließlich der Faunistischen Bestandser-
fassung erstellt. 
 

 In diesem ist dargelegt , dass sich im Untersuchungsgebiet keine Sommer- 
und Winterquartiere für geschützte Fledermausarten befinden. Es wurden drei 
Arten im Umfeld festgestellt, die das Untersuchungsgebiet nur als Bestandteil 
ihres Jagdreviers nutzen.  
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So weist das Gebäude keine Räume auf, die eine aktuelle Bedeutung für Fle-
dermäuse besitzen. Entsprechend ist eine artenschutzrechtliche Betroffenheit 
von Winterquartieren der Fledermäuse auszuschließen.  
Sommerquartiere bzw. Vermehrungsquartiere der gebäudebewohnenden Ar-
ten konnten ebenfalls nicht festgestellt werden. Eine gelegentliche Nutzung 
der Risse in den oberen Fassadenbereichen als Übergangsquartier bzw. 
Fraßplatz ist aber nicht gänzlich auszuschließen. Entsprechend sollte dieser 
potenzielle Funktionsverlust vorsorglich kompensiert werden. 

 
 Im Gebäude konnten fünf Brutvogelarten nachgewiesen werden. Die festge-

stellten Vogelarten (Mehlschwalbe, Haustaube, Hausrotschwanz, Bachstelze, 
Haussperling) sind gemäß Vogelschutzrichtlinie (VogelSchR) im Artikel 1 auf-
geführt und nach Bundesartenschutzverordnung als besonders geschützt ein-
gestuft.  
Durch die geplanten Bauarbeiten kommt es zum Brutplatzverlust. Die Arten 
finden allerdings im Umfeld genügend Ersatzhabitate vor. Lediglich die Nester 
der Mehlschwalbe sind, artenschutzrechtlich betrachtet, zu kompensieren. 
Vor Baubeginn sind deshalb im Plangebiet folgende vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF Maßnahmen) durchzuführen: 
Es ist erforderlich, die Niststätten der Mehlschwalbe im Vorfeld des Umbaus 
im Zeitraum vom 01. September bis 30. März vor Beginn der Arbeiten zu be-
seitigen und durch den Anbau künstlicher Nisthilfen in doppelter Anzahl an 
geeigneten Standorten auszugleichen. Insgesamt sind fünf Mehlschwalben-
doppelnester anzubauen. Sollte es zu Verzögerungen bei den Umbauarbeiten 
kommen, ist eine Wiederbesiedlung der bisher genutzten Standorte durch ge-
eignete Maßnahmen auszuschließen, um zwischenzeitlich keine weiteren ar-
tenschutzrechtlich relevanten Genehmigungs- bzw. Verbotstatbestände ent-
stehen zu lassen. 
 
Für die Artengruppe der Fledermäuse sind eigentlich keine CEF-Maßnahmen 
erforderlich, da keine Arten, die in der FFH-Richtlinie in den Anhängen II und 
IV aufgeführt sind, im Gebäude ihre maßgeblichen Habitatsbestandteile besit-
zen. Weil aber methodisch bedingt nicht mit letzter Sicherheit eine Nutzung 
des Silogebäudes durch Fledermäuse ausgeschlossen werden kann, sollte als 
CEF-Maßnahme der Anbau von 4 Fledermausfassaden-Flachkästen am um-
gebauten Gebäude erfolgen bzw. alternativ Quartiersteine in die Fassade in-
tegriert werden. 
 
Es werden zudem folgende Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen 
festgesetzt: 
Während der Bauphase ist eine Besiedelung des Gebäudes durch Brutvögel 
mit geeigneten Mitteln zu unterbinden. 
Größere Glasflächen sind durch Greifensymbole zu kennzeichnen. 
 
Die Beleuchtung der Fassaden ist so zu gestalten, dass keine Bestrahlung der 
Fledermausersatzquartiere erfolgt. 

 Diese Maßnahmen sind dazu geeignet, die Auswirkungen von Vorhaben, die 
unter dem Schwellenwert der nachhaltigen Beeinträchtigung liegen, zu  
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kompensieren bzw. die Habitatsqualität besonders schutzwürdiger Arten zu 
verbessern. Die Maßnahmen können im Zuge des allgemeinen Ausgleichs er-
folgen und sind hier zu bilanzieren. Die Habitatsansprüche der Arten sind zu 
berücksichtigen. 

 
 Artenschutzrechtlich begründete Vorsorgemaßnahmen für die Artengruppen 

der Brutvögel und Fledermäuse sind nicht erforderlich. 
 Ein artenschutzrechtlicher Ausnahmetatbestand besteht nach Umsetzung der 

CEF-Maßnahmen für die Mehlsschwalbe und für die Fledermäuse nicht. 
 
 
2.5. Bodenschutz / Altlasten 

 
Der Standort am Alten Hafen war in der Vergangenheit jahrzehntelang ge-
werblich genutzt worden.  Es bestand für den gesamten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes der Verdacht auf Bodenverunreinigungen. 
Im Auftrag der Hansestadt Wismar wurde deshalb im Dezember 2003 durch 
die Dr. Steffen GmbH ein Altlastengutachten erstellt.  
Die Dokumentation der KiwaEcoConsult vom 27.11.2008 zur Altlastensanie-
rung ist unter AS045 / Alter Hafen SO1 bei der Unteren Bodenschutzbehörde 
einzusehen. 
 
Für den Teilbereich 3 besteht kein konkreter Altlastenverdacht. Es wird jedoch 
darauf hingewiesen, dass Altlasten in der Bausubstanz vorhandener Spei-
chergebäude möglich aber nicht dokumentiert sind. Entsprechende Untersu-
chungen sind vom Eigentümer zu beauftragen. 

 
Allgemeine Hinweise: 
Im Plangebiet ist aufgrund seiner gewerblichen Vornutzung von einer erhöh-
ten Altlastenwahrscheinlichkeit auszugehen. 
Werden bei Erdarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des 
Untergrundes, wie abartiger Geruch, anormale Färbung, Austritt von verunrei-
nigten Flüssigkeiten, Ausgasungen, Reste alter Ablagerungen (Hausmüll, ge-
werbliche Ablagerungen u.ä.) angetroffen, ist die zuständige Umweltbehörde 
zu informieren und nach den Vorgaben dieser Behörde zu handeln. 
Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer gemäß § 5 Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belaste-
ten Bodenaushubs oder Bauschutt durch einen Fachbetrieb nach § 49 und    
§ 52 des KrW-/AbfG verpflichtet. Er unterliegt der Anzeige- und Nachweis-
pflicht gemäß § 43 des KrW-/AbfG. 
Grenzwerte richten sich nach dem aktuellen Stand boden- und altlasten-
schutzrechtlicher Vorschriften, bspw. nach Anlage 2 der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) und bzw. oder nach der LAGA-
TR Boden. 
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2.6. Schallschutz / Lärmimmissionen 
 

Grundlage für die im Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmen zur Ein-
schränkung von Schallemissionen sowie von Schallschutzmaßnahmen sind 
das Schallgutachten für den Bebauungsplan Nr. 12/91/2 vom 09.09.2004, er-
arbeitet durch das Ingenieurbüro goritzka akustik, Leipzig, die Schalltechni-
sche Untersuchung für die Änderung der Betriebsweise der Aker MTW Werft 
in Wismar, TÜV NORD GmbH & Co. KG vom 22.12.2006, die Geräuschim-
missionsprognose für die Veränderung der Liegeplatzbelegung und Hafener-
weiterung des Büros Gunter Ehrke vom 16.04.2007, der Bericht zur Quantifi-
zierung der mit dem Vorhaben „Fahrrinnenanpassung, Anpassung der inne-
ren Hafengewässer und Hafenausbau Wismar“ verbundenen Lärmimmissio-
nen, Bundesanstalt für Gewässerkunde mit Stand 03.02.2011 sowie eine 
Schalltechnische Untersuchung durch die TÜV NORD GmbH & Co. KG vom 
16.12.2013, deren Gegenstand insbesondere die Auswirkungen auf das 
Plangebiet bei Einrichtung eines Kreuzfahrtterminals am Liegeplatz 17 sind. 
 
Den hier erarbeiteten Karten ist zu entnehmen, dass sich das Baufeld SO 5 - 
auch nach Einrichtung des Kreuzfahrtterminals - größtenteils im Lärmpegelbe-
reich III nach DIN 4109, im nordwestlichen Teil im Lärmpegelbereich IV befin-
det. Dem entsprechend werden im Bebauungsplan Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt. Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile erf.R`w, 
res [dB(A)] betragen für Wohnräume 35 bzw. 40 und für Büroräume 30 bzw. 
35. Die Schallschutznachweise sind im Baugenehmigungsverfahren zu füh-
ren. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet entsprechend der dargestell-
ten Lärmpegelbereiche mit Lärmimmissionen von bis zu 65 dB(A) im Lärmpe-
gelbereich III und bis zu 70 dB im Lärmpegelbereich IV aus benachbarten 
Gewerbe- und Industrieansiedlungen (einschl. Hafenumschlag) zu rechnen 
ist. Bei empfindlichen Nutzungen wie beispielsweise als Einrichtung zur Be-
herbergung sind zusätzlich zu den im Bebauungsplan festgesetzten Schall-
schutzmaßnahmen weitere Maßnahmen empfehlenswert.  
 
Zur Einschränkung weiterer Schallemissionen werden Emissionskontingente 
festgesetzt. Diese betragen für das Baufeld SO 5 65 dB(A)/m² tags und 55 dB 
(A)/m² nachts. 

 
 

2.7. Baugestalterische / bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
Aufgrund der Bedeutung des Plangebietes in unmittelbarer Nähe der histori-
schen Altstadt und der Lage innerhalb des Denkmalschutzbereiches Altstadt 
Wismar sowie im UNESCO-Welterbebereich „Die historischen Altstädte Stral-
sund und Wismar“ ist auf die Gestaltung der Gebäude und Freiräume ein  
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besonderes Augenmerk zu richten. Baugestalterische Festsetzungen werden 
insbesondere zur Verwendung von Materialien getroffen.  
 
Bei der Errichtung neuer Gebäude sind moderne Bauformen und Farbgebun-
gen anzuwenden, die in ihrer Struktur, Kubatur und Materialwahl im Einklang 
mit der historischen Bebauung in der Umgebung (Speichergebäude, Zollhaus, 
Altstadt) stehen.  
 
Mit Hilfe der Vorgaben zur Gestaltung von Einfriedungen soll eine Beeinträch-
tigung der Qualität des stark öffentlichkeitswirksamen städtischen Raumes 
vermieden werden.  
 
Zu Werbeanlagen werden weitergehende baugestalterische Anforderungen 
festgesetzt. Das Erfordernis liegt darin begründet, dass auf Grund der zu er-
wartenden kleinteiligen Nutzungsstrukturen in der an der Promenade gelege-
nen Bebauung die Gesamtgestaltung durch eine Vielzahl ungeordneter und 
unterschiedlicher Werbeanlagen in Mitleidenschaft gezogen werden kann.  
Die umfangreichen Festsetzungen sind auch dem geschuldet, dass Werbean-
lagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbegebieten an der Stätte 
der Leistung mit einer Höhe bis zu 10 m verfahrensfrei sind, so dass kein An-
tragsverfahren mit Prüfung erfolgt. Aufgrund des im UNESCO-Welterbegebiet 
gelegenen städtebaulich bedeutsamen Stadtraumes wird daher auch bei 
Werbeanlagen die gestalterische Einflussnahme durch konkrete baugestalte-
rische Einschränkungen als erforderlich angesehen. 
  
Aus gestalterischen Gründen werden zudem Markisen an Fassaden ausge-
schlossen. Möglichkeiten der Beschattung vor den Fenstern können fest in-
stallierte, vertikale und auf die Fassadengestaltung abgestimmte Elemente 
darstellen, wie z. B. Schiebelemente in Verbindung mit Fensterbändern oder 
Fensterläden.  
 
 

2.8. Erschließung 
 
Die Erschließung des Baufeldes SO 5 erfolgt von den Planstraßen A und B 
(Stockholmer Straße) sowie von der Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung: Verkehrsberuhigter Bereich (Straße Alter Hafen) aus. 
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